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Der Heimatdienfl 


Die deutfche Außenpolitik in der letzten Legislaturperiode. 


Als die deutſchen Wähler das letzte Mal zur Urne ſchritten, 
um die Männer ihres Vertrauens in das Reichsparlament zu ent- 
ſenden, ſchrieb man Dezember 1924. Nach knapp 5% Jahren iſt 
dieſer Reichstag aufgelöſt worden, und von neuem ſieht ſich das 
deutſche Volk vor der Aufgabe, ſeine Vertretung zu wählen. Im 
Leben und in der Politik lieben wir es, an Tagen, die einen Abſchnitt 
bedeuten, zurück- und vorwärtszublicken, uns noch einmal zu 
vergegenwärtigen, was in dem Zeitabjchnitt, der zu Ende geht, ſich 
ereignete, was wir in ihm gewollt und erreicht haben, und mit 
welchen Hoffnungen und Wünſchen, mit welchen Erwartungen und 
Dorfägen wir in den Zeitraum, der vor uns liegt, hinüberſchreiten. 
Es erſcheint deshalb angezeigt, das politiſche Geſchehen, das während 
der letzten Legislaturperiode des Reichstags ſich abrollte, ins Auge 
zu faſſen und zu prüfen, wo wir ſtehen. Was im Innern unſeres 
deutſchen Vaterlandes gefchehen ift: die geſetzgeberiſche Arbeit des 
Reichstags, die Haltung der Parteien zu den großen und kleinen 
Fragen, die in den letzten 3% Jahren auf der Tagesordnung der 
inneren Politik ſtanden, ſoll außer Betracht bleiben. Nur von äußerer 
Politik ſei die Rede, um ein Bild von der heutigen Situation Deutſch⸗ 
lands in der Welt zu gewinnen, um gleichſam abzugrenzen, was die 
deutſche Außenpolitik in dieſer Seit 
erſtrebt, erreicht und vermieden hat. 

— Das erſte Datum, das es dabei 
feſtzuhalten gilt, iſt der 9. Februar 1925. 
Damals ging jenes Memorandum 
der deutſchen Regierung in die Welt, 
das ſpäter zum Vertragswerk von 
Locarno geführt hat. Bis in den 
Herbſt des Jahres dehnte ſich der 
Notenwechſel und Gedankenaustauſch 
zwiſchen Deutſchland und den Weſt⸗ 
mächten, der ſchließlich durch die 
Konferenz von Locarno zum giele 
des Vertragsabſchluſſes führte. Pa; 
rallel ging der Kampf in der öffent⸗ 
lichen Meinung der Welt und nicht 
minder in der Deutſchlands um den 
Grundgedanken der Locarno Politik. 
Der Name Locarno ift inzwiſchen 
zwar eine Art Symbol geworden, 
jedoch haben, obwohl jene Zeit, in 
der ſich dieſe Politik formte und 
ſchließlich in Tatſachen verkörperte, 
erſt ſo ürglich zurückliegt, die meiſten 
ſchon wieder are um welch 
großen neuen Gedanken es ſich 
damals handelte, und wie ſchwer 
und langſam er ſich durchzuſetzen 
vermochte. Worum handelte es ſich 
eigentlichd Um nicht mehr und nicht 
minder, als darum, einen alten Streit 
zu beenden, ein von Generation zu 
Generation immer wieder auf⸗ 
loderndes Feuer auszutreten, zwiſchen 
den beiden größten führenden Kultur- 
nationen des alten Europa, zwiſchen 
Frankreich und Deutſchland, die Dor- 
ausſetzungen für einen dauernden 
Friedenszuſtand zu ſchaffen. Wenn 
Kriege feit alters immer wieder um 
De Grensen entbrannt ſind, ſo mußte 
man vor allem darauf ſinnen, die Grenzen zwiſchen Frankreich und 
Deutſchland endgültig feſtzulegen oder mindeſtens das Mittel des 
Krieges für ihre Anderung ein für allemal zu verbannen. Das 
iſt der eine Grundgedanke von Locarno: der der Sicherheit und 
Garantierung der Grenzen im Weſten. Die Schwere des Opfers, 
das das deutſche Volk dadurd gebracht hat, ſoll uns immer bewußt 
bleiben, nicht minder aber, gegen welch Jahrhunderte alte Ten- 
denzen unſerer weſtlichen Nachbarn, gegen welch immer wieder 
lebendig gewordenes Streben nach dem deutſcheſten aller Ströme, 
dem Rhein, damit eine Barriere aufgerichtet worden iſt, ein Schutz⸗ 
wall, deſſen Nützlichkeit ein waffenloſes Volk, das ſich der größten 
Militärmacht der Welt gegenüber befindet, dankbar empfinden muß. 

Der zweite Grundgedanke von Locarno ift der der Gegen- 
ſeitigkeit des Vertrags und ſeiner Garantierung durch dritte Mächte. 
Daß ſobald nach dem Weltkriege ein Vertrag abgeſchloſſen werden 
konnte, bei dem die Kriegsgegner ſich als völlig gleiche Dertrags- 
partner zuſammenfanden, und der für den Fall des Dertragsbruces 
dem Angegriffenen ohne Rüdficht auf feine Zugehörigkeit zu den 
Bündnisſyſtemen des Weltkrieges die Hilfe ſämtlicher Vertrags ⸗ 
partner zuſicherte, diefe Vertragsgemeinſchaft einiger der Haupt- 
gegner des Weltkrieges iſt ein Ereignis, das die Völker Europas 
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mit Recht als einen großen Fortſchritt für den Frieden empfunden 
haben. Ein politiſcher Vertrag von ſolchem Ausmaß, der ſich nicht 
gegen Dritte richtet, ſondern deſſen Zwecke ſich völlig innerhalb des 
Kreifes der Vertragspartner halten, iſt zudem ein ziemliches Novum 
in der Geſchichte. Schließlich darf nicht vergeſſen werden, einen 
wie großen Fortſchritt in der Entwicklung des Schieds- und Der- 
gleichsver fahrens das Vertragswerk von Locarno darſtellt und wie 
ſehr es auch dadurch der heutigen Lage Deutſchlands entſpricht, ſeiner 
rein machtpolitiſchen Schwäche, für die das Wort gilt, daß die 
Stütze der Schwachen das Recht ſei. Gerade auf dieſen Punkt muß 
man Wert legen. Wenn wir ſelbſtkritiſch unſere Lage in Europa 
betrachten, ergibt ſich immer wieder die Tatſache, daß wir nach 
den Begriffen machtpolitiſchen Denkens in einer wahrhaft gefähr 
lichen Situation ſind, daß unſere ſtaatliche und nationale Exiſtenz 
jedenfalls jener Grundlagen entbehrt, die machtpolitiſches Denken 
als die fundamentalſten anſieht. 


Aus ſolchen Einſichten ergibt ſich zwangsläufig eine Einſtellung 
zum Völkerbund, die vielen noch nicht klar geworden ift, und von 
der aus das zweite bedeutſame außenpolitiſche Ereignis dieſer letzten 
Jahre mit zu würdigen iſt. Be 
kanntlich hat man uns während 
mehrerer Jahre nach Kriegsende 
vom Dölferbunde ferngehalten; 
das Bewußtſein, daß der Genfer 
Völkerbund Deutſchlands bedürfe, iſt 
erſt allmählich lebendig geworden. 
Wir ſind ſchließlich mit einem per⸗ 
manenten Ratsſitz und damit als 
gleichberechtigte Großmacht einge⸗ 
treten. Damit hörte formell die Dis⸗ 
kriminierung auf, in die das deutſche 
Volk durch die Kriegspropaganda 
und ihre Folgen verſetzt worden iſt, 
und die ſich in ſo viele Beſtimmungen 
des Derfailler Vertrages hinüber⸗ 
geleitet hat. Hier iſt ein weiterer 
Punkt, von dem aus wir die Be⸗ 
deutung unſeres Eintritts in den 
Völkerbund und unſere Arbeit in 
ihm begreifen müſſen. Wenn der 
Derfailler Vertrag der Gegenſeitig⸗ 
keit entbehrt, wenn er in ſo vielen 
Beſtimmungen und in feiner Grund- 
tendenz aus einem Geiſte geſchaffen 
ift, der dem deutſchen Volke Gleich ⸗ 
berechtigung abſprach, ſo iſt anderer⸗ 
ſeits der Völkerbund nach Idee und 
auch ſchon in ſeiner heutigen Form 
eine Inſtitution, die auf der Baſis 
der Gleichberechtigung aufgebaut iſt, 
die der Idee des Kechtes dienen ſoll 
und die der Unterdrückung das 
Prinzip des Ausgleichs, der Gewalt⸗ 
anwendung das des Schiedsverfah- 
rens, dem Geiſte des Krieges den 
des Friedens entgegenſetzt. Die 
Tatſache, daß die Dölkerbunds⸗ 
ſatzung einen Abſchnitt des Der- 
ſailler Vertrags bildet, läßt den 
x diametralen inneren Gegenſatz, der 
zwiſchen den Grundtendenzen des Verſailler Vertrages und denen 
der Völkerbundsſatzung beſteht, nur um ſo auffallender in Erſcheinung 
treten. Wenn die Hüter des franzöſiſchen Nationalismus, deren 
Ideengängen ja der Verſailler Vertrag fo ſehr entſpricht, gegen 
Deutſchlands Zutritt En Völkerbund lange und erbittert gekämpft 
haben, wenn ſie auch heute noch nicht ſelten zum Ausdruck bringen, 
man habe den Sieg verraten, als man Deutſchland nach Genf ließ, 
und man habe damit den Anfang zu allen Erfolgen der deutſchen 
Politik gemacht, ſo ſpricht daraus eine richtige Überzeugung, eben 
die, daß die Stellung, die Deutſchland der Derfailler Vertrag für alle 
Fukunft zudiktieren wollte, eben mit feiner Stellung als Ratsmacht 
in Genf unvereinbar ſei. 

weil wir gegen die Gewalt, der wir nicht Gleiches entgegen⸗ 
ſetzen können, im Völkerbund das Recht und die Anſprüche, die ſich 
aus ihm für uns ergeben, aufbieten können, weil wir dort, je 
ſtärker die Inſtitution des Völkerbundes wird, je mehr ihre geiſtigen 
Grundlagen in die praktiſche europäiſche Politik hineinwachſen, 
um jo mehr Ausſicht haben, Recht zu finden, eben jenes Recht, das 
uns der Vertrag von Derjailles fo vielſeitig verkümmert, haben 
wir allen Grund zu einer aufrichtigen und tatkräftigen Mitarbeit 
am Völkerbund. Gb man im Dölferbund eine ideale und zukunfts⸗ 
reiche Inſtitution oder nur eine neue Form der Politik fieht, ob 
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man ihn vom Standpunkt pazifiſtiſcher Ideen oder von rein real- 
politiſchen Erwägungen aus betrachtet, immer kommt man zu der 
Forderung, daß das deutſche Volk mehr als alle anderen ein Inter⸗ 
ejfe am Dölkerbund hat. Man braucht die Reihe der Fragen 
nur anzudeuten, deren Inhalte Lebensintereſſen unſeres Volkes 
darſtellen, die Minderheiten, Abrüſtung, nationales Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht, das auch für Oſterreich gelten muß, um die Richtigkeit 
dieſer Theſe zu erſehen. Mancher mag einwenden, daß bisher in 
all dieſen Fragen noch keine entfcheidenden Fortſchritte erzielt 
worden ſeien. Aber einmal ſind wir erſt wenig über zwei Jahre 
im Völkerbund und zum anderen konnten wir hinſichtlich Saar- 
gebiet, Danzig, Oberſchleſien doch jhon manche Erfolge buchen. 

Es läßt ſich nicht vermeiden, hier der Frage der Abrüſtung 
beſonders Erwähnung zu tun und zu verſuchen, ihren gegenwärtigen 
Stand kurz zu präziſieren. Im März hat die 5. Tagung der Dor- 
bereitenden Abrüſtungskommiſſion mit einem vom deutſchen Volke 
in allen ſeinen Schichten tief empfundenen Fiasko geendet. Man 
hat, anſtatt den auf der dritten Tagung der Kommiſſion ause 
gearbeiteten Konventionsentwurf, der die Grundlage der Verhand- 
lungen der erſten Internationalen n ee werden ſoll, 
der zweiten Leſung zu unterziehen, um den Zuſammentritt der 
Abrüſtungskonferenz in Bälde zu ermöglichen, nichts getan und iſt 
ohne Feſtſetzung eines Termins für die nächſte Tagung ausein⸗ 
andergegangen. Das Intereſſe an der Abrüſtung äußert ſich, ab⸗ 
geſehen von der deutſchen und der ruſſiſchen Delegation, völlig 
negativ. Da die Vorbereitende Abrüſtungskommiſſion auf Beſchluß 
der Völkerbundsverſammlung und des Dölkerbundsrats eingeſetzt 
worden ift, fo kann man nicht anders, als ein deutliches Derfagen 
des Völkerbundes feſtzuſtellen. Kann und darf man aber jagen, 
daß es ein endgültiges Derfagen ift? Zweifellos nicht. Betrachtet 
man die Lage zunächſt vom Standpunkt des Verfahrens, ſo iſt 
feſtzuſtellen, daß man von der Vorbereitenden Abrüſtungskommiſſion 
an den Völkerbundsrat und ſchließlich an die Dölferbundsverfamm- 
lung appellieren kann. Der deutſche Delegierte hat das in ſeiner 
Schlußerklärung ſchon deutlich in Ausſicht geſtellt. Wir werden, 
wenn es nicht anders geht, in der Völkerbundsverſammlung und 
damit vor der weiteſten Weltöffentlichkeit an die Pflichten des Völker ⸗ 
bunds hinſichtlich der Abrüſtung erinnern müſſen, die ſich aus dem 
Artikel 8 der Völkerbundsſatzung ergeben, werden unfer moraliſches 
und juriſtiſches Recht auf die Abrüſtung der anderen mit aller Energie 
und unter Hinweis si! die notwendigen Konfequenzen, die fih aus 
dem Derfagen des Dölferbundes in dieſer Frage ergeben müßten, 
zu vertreten haben. Auch hier bietet der Bölkerbund die einzige 
Möglichkeit und die vertragliche Plattform, auf der wir das Natur- 
recht des deutſchen Volkes hinfichtlich eines der Grundelemente feiner 
nationalen Exiſtenz und Sicherheit, nämlich das Recht auf die 
Gleichheit mit den anderen Völkern in punkto Wehrbarkeit, ver- 
treten und durchſetzen können. Auch hier befindet die Idee der 
Gleichheit und der Gleichberechtigung, die dem Völkerbund zu- 
grunde liegt, im Gegenſatz gegen die im Derfailler Vertrag uns auf- 
gezwungene Ungerechtigkeit und Ungleichheit. Jene, die ſich be⸗ 
ſonders klug dünken, wenn fie ein endgültiges Derfagen des Dölter- 
bundes in der ornama konſtatieren zu können meinen, die 
gegen die deutſche Außenpolitik wegen ihrer prinzipiellen Haltung 
zum Völkerbund aus Anlaß des „Abrüſtungsfiaskos“ ſchwere Dor- 


würfe erheben, er fih dies beſonders überlegen. Oder wiſſen 


fie ein anderes Mittel, um die auf die Dauer unerträgliche Differen- 
zierung Deutſchlands in der Wehrhaftigkeit zu beſeitigen, als, indem 
wir im Rahmen des Völkerbundes die Abrüſtungsfrage mit un- 
abläſſiger Energie gleichzeitig als unſeren Rechtstitel und als die 
bauptſächlichſte Aufgabe des Völkerbundes bis in ihre letzten Mög- 
lichkeiten durchkämpfen? Daß hier eine der entſcheidendſten Fragen 
unſerer geſamten Außenpolitik liegt, daß jede Phaſe der Genfer 
Abrüſtungsverhandlungen vom deutſchen Volke mit der größten Auf- 
merkſamkeit und mit der Spannung verfolgt werden muß, in der 
am ſich befindet, wenn es um Eriftenzfragen geht, fei nebenher 
etont. 

Man hat in Deutſchland im allgemeinen wohl verſtanden, wes⸗ 
wegen bei den letzten Abrüſtungsverhandlungen der deutſche Der- 
treter mit dem ruſſiſchen öfter zuſammenging. Im Ausland hat 
man es vielfach nicht begriffen oder nicht begreifen wollen und 
daraus die abwegigſten Schlüſſe gezogen, daß nämlich ein deutſch⸗ 
ruſſiſcher Sabotageverſuch vorgelegen habe oder daß dieſes deutſch⸗ 
ruſſiſche Fuſammengehen ſchlecht mit einer aufrichtigen Völker ⸗ 
bundsgeſinnung und auch mit dem Geiſt von Locarno vereinbar ſei. 
All das ift unrichtig. Da die Ruffen ebenſo wie wir auf praktiſche 
Arbeit drängten, da fie fih der Vertagung widerſetzten, war es 
natürlich, daß wir mit ihnen vielfach konform gingen. daß wir 
an der Sabotage der Abrüſtung ein Intereſſe hätten, iſt nach dem 
Gefagten zu unfinnig, um widerlegt zu werden. Wenn wir die 
Hilfe der Ruffen in Anſpruch nehmen, um den Völkerbund bei der 
Erfüllung feiner Hauptaufgaben — und das ift die Abrüftung — 
vorwärtszubringen, ſo handeln wir nicht gegen, ſondern im Geiſte 
des Völkerbundes. Daß Locarno nicht die Abwendung von Rußland 
und den Bruch des mit dem Rapallovertrage fixierten Derhältniffes 


bedeuten könne und ſolle, haben wir in Locarno ſelbſt deutlich genug 
erfärt und dem im Berliner Vertrag auch vertraglich Ausdruck 
gegeben. 

Die Entwicklung unſeres Derhältniffes zu Rußland, auf das 
wir ſomit hingeführt find, war in der Zeitperiode, die wir hier ins 
Auge faſſen und für die die Worte „Locarno“ und „Eintritt in den 
Völkerbund“ das Signum geben, mit die wichtigſte Aufgabe unferer 
äußeren Politik. Don vornherein war klar, daß die Verſtändigung 
mit den Weſtmächten, das Hineingehen in den Völkerbund nicht 
bedeuten durfte, daß der Draht nach Rußland zerriß, und daß unſere 
wirtſchaftlichen und politiſchen Beziehungen zu Rußland aus der 
Bahn gerieten. Daher der Berliner Vertrag, daher das Wort unferer 
Staatsmänner, daß Locarno keine Option für den Weſten und gegen 
den Often bedeute, daß wir als Land der europäifchen Mitte nicht 
daran denken könnten, dem Often den Rücken zuzukehren. Es ift 
denn auch gelungen, die deutſch⸗ruſſiſchen Beziehungen vor Schaden 
zu bewahren und ruhig weiterzuentwickeln. Es iſt ſogar noch 
mehr geſchehen; Rußland hat ebenfalls den Weg nach Genf gefunden 
und, wenn es auch nach wie vor heftig ablehnt, dem Völkerbund 
beizutreten, jo hat es doch an ſehr wichtigen Völkerbundsberatungen 
mehrfach teilgenommen. Es hat die Iſolierung und Einkreiſung, 
die es durch England befürchtete, zu verhindern verſucht, indem es 
nach Genf ging. Daß auch dies in der Richtung des deutſchen 
Intereſſes liegt, wird niemand bezweifeln. Wenn es alſo zum Teil 
die Wirkungen der Locarnopolitik geweſen ſind, die die Kuſſen nach 
Genf führten, ſo darf man das wohl auch auf die Plusſeite dieſer 
Politik buchen. 

Sie hat ſchließlich auch in wirtfchaftspolitifcher Hinficht Früchte 
getragen. Ob es ohne fie gelungen wäre, den deutſch⸗franzöſiſchen 
Handelsvertrag abzuſchließen und damit in den Hochſchutzwall der 
franzöſiſchen Follpolitik doch in erheblicher Weiſe Breſche zu legen, 
iſt ſchwer glaublich. Dazu hat übrigens die internationale Wirt⸗ 
ſchaftskonferenz in Genf, auch ein im Geiſte des Völkerbundes er⸗ 
ſtandenes Ereignis, weſentlich beigetragen. Muß man es noch 
ausdrücklich ſagen, welch vitales Intereſſe Deutſchland an der Nieder⸗ 
legung der Follſchranken, an der Bekämpfung des Protektionismus, 
am freien Güteraustauſch hat? Auch hier kann gute Völkerbunds⸗ 
arbeit geſchehen, die deutſchem Intereſſe dient. Sie liegt in der 
Zielrichtung der deutſchen Handelspolitik, die während der letzten 
Jahre eifrig bemüht war, durch Abſchluß von Handelsverträgen 
zu, möglichſt vielen Staaten in ein klares handelspolitiſches Ver⸗ 
hältnis zu kommen und dem deutſchen Handel die Wege zu ebnen. 
Die Handelspolitik läuft mit der großen Politik durchaus parallel, 
und auch fie iſt auf eine die eigenen Intereſſen wahrende Der- 
ſtändigung abgeſtellt. Leider iſt ſie hinſichtlich der Beziehung zu 
einem unſerer wichtigſten Nachbarn, zu Polen, noch nicht zu Er- 
gebniſſen gelangt. Immerhin find auch hier gewiſſe Entſpannungs⸗ 
momente zu konſtatieren. 

Vergleicht man ſchließlich Deutſchlands außenpolitiſche Situation 
von heute mit der zu Beginn der eben beendeten Legislaturperiode 
des Keichstags, ſo kann man auch bei nüchternſter Betrachtung doch 
erhebliche Fortſchritte feſtſtellen. Deutſchlands Stellung hat ſich 
weſentlich verbeſſert und konſolidiert. Innerhalb des Dölfer- 
bundes hat es, ohne deutſche Intereſſen irgendwie weſentlicher Art 
opfern müſſen, ſich eine ſtarke moraliſche Poſition erworben. 
Die Beziehungen zu Frankreich zeigen eine deutliche Entſpannung, 
und die innere Einſtellung des franzöſiſchen Volkes zu den deut⸗ 
ſchen Problemen weiſt erfreuliche Fortſchritte auf. Unſere Be- 
ziehungen zu Rußland haben die Belaſtungsprobe, die ſich aus der 
Entwicklung unſerer Beziehungen zu den Weſtmächten ergaben, gut 
überſtanden. Negativ ift feſtzuſtellen, daß die Rheinlandfrage trotz 
der in der Hauptſache befriedigend eingetretenen ſog. Rückwirkungen 
noch nicht gelöſt ift. Jedoch ift die Derhandlungsbereitfchaft über 
eine baldige Räumung von der franzöſiſchen 5 offiziell ers 
klärt, und auch Poincaré hat ſich öffentlich dahin orientiert. Die 
Revifion der auf die Dauer untragbaren Dawesverpflichtungen 
kündigt ſich ebenfalls an. 


So ſehr für die Fortſchritte der deutſchen Außenpolitik in 
erſter Linie die allgemeine Konſolidierung Deutſchlands, die ganz 
natürliche Abſchwächung der wirtſchaftlichen, finanziellen, morali⸗ 
ſchen und politiſchen Wirkungen des Krieges, das natürliche 
Schwergewicht der deutſchen Nation, der Arbeitswille und die un⸗ 
verſiegliche Lebenskraft des deutſchen Volkes die Urſachen ſind, 
wäre es doch ungerecht, nicht zu erwähnen, welche Verdienſte die 
Leitung der Außenpolitik Deutſchlands ſich dabei erworben hat. 
Gerade jene im Ausland, die dieſe Politik feindſelig bekämpfen, 
haben ihre Geſchicklichkeit immer und immer wieder ärgerlich 
betont. Man darf es ruhig als einen der Erfolge der deutſchen 
Außenpolitik bezeichnen, daß ihr verantwortlicher Leiter im Laufe 
der letzten Jahre ſich ein hohes Maß von Autorität erworben hat. 
Soweit Männer die Geſchichte machen, und perſönliches Vertrauen 


auch in der Politik eine Grundlage des Erfolges iſt, darf man die 


internationale Stellung, die der Leiter der deutſchen Außenpolitik 
heute beſitzt, als wertvolles Aktivum betrachten. 
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Zur Wahl des vierten Reichstags. 


Don Miniſterialrat Dr. Kaiſenberg. 


Die in den letzten Jahren vielerörterte Frage der Wahlreform 
hat auch im Reichstag der dritten Wahlperiode keine Löſung er- 
fahren. Der vierte Keichstag der deutſchen Republik wird wiederum 
nach dem Wahlrecht gewählt werden, das von der Nationalver- 
ſammlung nach dem Kapp⸗Putſche in kurzer Friſt geſchaffen 
werden mußte und damals ſchon hinſichtlich der Wahlkreis⸗ 
einteilung, alfo eines weſentlichen Punktes des Wahlſyſtems, als 
Notbau bezeichnet worden war. Das deutſche Reichstagswahlrecht 
mit feſtſtehender Verteilungszahl (60000) und Verrechnung der 
Reſtſtimmen auf verbundene Ureiswahlvorſchläge und Reichswahl- 
vorſchläge hat unzweifelhaft manche bedeutende Vorteile. Jeren- 
falls kommt es dem Gedanken der Verhältnismäßigkeit am nächſten. 

Bei der Forderung auf Einführung der Verhältniswahl hat 
man nur zu fehr ihre Vorzüge beachtet, nicht aber ihre Schatten⸗ 
ſeiten. So kam es, daß alsbald nach übergang zum Proporz, der 
fih bis auf England faſt in allen europäiſchen Staaten vollzog, 
allenthalben Reformforderungen erhoben wurden. Derſchiedene 
Staaten, darunter Frankreich, haben verſucht, in irgendeiner Form 
das Derhältniswahlrecht inſofern weiterzubilden, als in ihm zu⸗ 
gleich die Vorteile der früheren Einerwahl zur Auswirkung ges 
langen können. 

Die Forderung nach Reform ift für das Reichstagswahlrecht in 
den letzten Jahren in ſteigendem Maße erhoben worden. Das 
zweite Kabinett Marx ließ durch den Reichsminijter des Innern 
Dr. Jarres im Auguſt 1924 dem Reichstag einen Wahlreforment⸗ 
wurf vorlegen. Infolge Auflöſung des zweiten Reichstags kam 
dieſer Entwurf nicht zur Beratung. Der Entwurf wurde in der 
Offentlichkeit im allgemeinen nicht ungünſtig aufgenommen. Auf 
Grund der Kritik, die fih an den Entwurf anſetzte, und der weiteren 
Erfahrungen und Studien wurde im Reichsminifterium des Innern 
ein neuer Entwurf aufgeſtellt, der ſich im weſentlichen als eine 
Fortbildung und Veredelung des dem Jarresſchen Entwurf zu⸗ 
grunde liegenden Gedankens darſtellt. Indeſſen fand das Reihs- 
kabinett keine Gelegenheit, zu dieſer Vorlage abſchließend Stellung 
zu nehmen. 

Im Reichstage hatten ſich inzwiſchen die Wahlreformwünſche 
zu einer Interpellation der Fentrumsfraktion verdichtet. „Das 
geltende Wahlverfahren zum Reichstage der Deutſchen Republik hat 
ſchwerwiegende Mängel im Gefolge gehabt. Durch die Liſtenwahl 
wird die Beeinfluſſung der Bewerberauswahl ſeitens der geſamten 
MWöählerfchaft weſentlich beeinträchtigt. Die Größe der Wahlkreiſe 
macht die notwendige enge Dertrauensverbindung zwiſchen Wähler⸗ 
ſchaft und Abgeordneten unmöglich. Wir fragen an: Iſt die Reihs- 
regierung bereit, einen Geſetzentwurf, der das Wahlverfahren zur 
Beſeitigung dieſer Mängel umgeſtaltet, ſo rechtzeitig einzubringen, 
daß er noch von dem jetzigen Reichstage verabſchiedet werden kann?“ 
Diefer am 18. Oktober 1927 eingebrachten Interpellation mußte 
der Erfolg verſagt bleiben, da bei der Entwicklung der inner⸗ 
politiſchen Verhältniſſe an die Verabſchiedung einer Wahlreform⸗ 
vorlage nicht mehr zu denken war. 

Das Problem der Wahlreform beſteht darin, die Derhältnis- 
wohl fo zu geſtalten, daß die mit ihr verbundene Mechaniſterung 
und Entperſönlichung möglichſt gemildert wird. Aufgabe der Reform 
muß es fein, der Einerwahl im Rahmen der Derhält- 
nis wahl möglichſt nahezukommen. 

Eine Wahlreform knüpft zweckmäßig an den Entwurf von 1924 
an, aus dem die Verkleinerung der Wahlkreiſe zu übernehmen, viel⸗ 
leicht noch weiter zu verſtärken fein wird. Will man die Per- 
ſönlichkeitswahl erreichen, jo wird der zweite Liſten⸗ 
bewerber des Entwurfs 1924 zu ſtreichen ſein. Der Wettbewerb 
um ein Mandat darf nur innerhalb von Einzelbewerbern aus- 
getragen werden. Dies wird eine weitere Verkleinerung der Wahl- 
kreiſe bedingen. Dieſe ſelbſt können wie bisher zu Verbänden zu⸗ 
ſammengefaßt werden, doch werden auch die Verbände weſentlich 
kleiner werden müſſen. 

Die Verhältniswahl iſt der Parteizerſplitterung förderlich. Die 
Wahlreform muß daher bedacht fein, dieſer Wirkung zu ſteuern. 
Der entſcheidende Regulator für das Maß, in dem man die Partei⸗ 
zerſplitterung verhindern will, ift die Größe der Verbände. Ein 
Bewerber kann innerhalb eines Verbandes in mehreren Wahlkreiſen 
kandidieren. Man wird daher den Begriff „Wahlkreis“, um dieſes 
Prinzip der Elaſtizität auch plaſtiſch zum Ausdruck zu bringen, 
loslöſen von der geographiſch feſtgelegten Wahlkreiseinteilung. Die 
einzelnen Glieder der Verbände werden dann „Stimmkreiſe“ zu 
nennen ſein, ſo daß der Wahlkreis als ſolcher der Bezirk iſt, in dem 
ein Bewerber ſich um einen Abgeordnetenſitz bewirbt. Es kann 
dies je nach Stärke der Partei ein einziger Stimmkreis oder mehrere 
Stimmkreiſe eines Verbandes ſein. 

In jedem Stimmkreis ſollte von einer Wählergruppe oder 
Partei nur ein Bewerber zur Wahl geſtellt werden können. Liſten 
wie bisher gibt es dann nicht mehr. Bewerber der gleichen Partei 
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find innerhalb eines Verbandes verbunden. Die Gefamtzahl der 
für eine Partet im Verbande abgegebenen Stimmen, geteilt durch 
die Derteilungszahl, gibt die Mandatszahl der Partei im Verbande. 
Auf die Bewerber werden die Sitze nach der erhaltenen Stimmenzahl 
verteilt, wobei die abſolute Stimmenzahl zugrunde gelegt werden 
kann oder die Derhältniszahl. Im letzteren Falle kommen die Be- 
werber zum Fuge, die im Verhältnis zur Zahl der Stimmberechtigten 
ihres Bezirks die meiſten Stimmen erhalten haben. Dieſe Red- 
nungsmethode rechtfertigt ſich aus dem Geſichtspunkte, daß die 
Stimmkreiſe, da fie fih an die Grenzen der politiſchen Derwaltungs- 
bezirke anſchließen müſſen, nie gleich groß ſein können. 

Damit wäre der Einerwahl, ſoweit dies im Rahmen der Der- 
hältniswahl erreichbar ift, möglichſt nahegekommen. Der Kampf 
würde nicht mehr um den Platz auf der Liſte gehen, weil es Liſten 
nicht mehr gibt, ſondern um die einzelne Perſönlichkeit. Der Ein- 
fluß der Berufsverbände wäre zurückgedrängt, das Andrängen der 
Intereſſentenverbände, die ohne Kampf ein Mandat haben möchten, 
gehemmt. É 

Ein beſonderes Problem ftellt die Reihslifte dar. Eine ent- 
ſchiedene Wahlreform wird ihre völlige Beſeitigung anſtreben. Iſt 
diefe nicht erreichbar, wird man die Reichsliſte zweckmäßig nur 
inſoweit beibehalten, als fie der Verrechnung der Keſtſtimmen dient. 
Jeder Reichsliſtenbewerber müßte auch als örtlicher Bewerber duf- 
treten. Im Intereſſe des perſönlichen Zuſammenhangs zwiſchen 
Wählerſchaft und Abgeordneten ſollte dann auch die Zahl der Reihs- 
liſtenſitze in einem beſtimmten Verhältnis zur Fahl der errungenen 
örtlichen Sitze ſtehen. Die auf der Reichsliſte nicht zum Zuge ge- 
kommenen Reſtſitze könnten auf die Verbände zurücküberwieſen und 
dort den Bewerbern zugewieſen werden, die noch mit den beſten Aus⸗ 
ſichten aus dem Wahlkampf hervorgegangen ſind. 

Schließlich bliebe noch die Frage des Wahlalters. Eine 
Angleichung des Wahlalters an die bürgerlichrechtliche Volljährigkeit, 
alfo eine Erhöhung des Wahlalters von 20 auf 21 Jahre ſollte an 
ſich keine beſonderen Schwierigkeiten bieten. 

Eine ſo durchgeführte Wahlreform würde auch der jüngſt von 
dem Reichsaußenminiſter Dr. Streſemann und feinem Partei- 
freunde von Kardorff betonten Forderung nach Abkürzung des 
Wahlkampfes gerecht werden. Denn eine Liſteneinreichung käme 
nicht mehr in Frage. Es fallen daher alle die Termine, die einer 
Durchführung der Wahl innerhalb kurzer Friſt bisher entgegen- 
ſtanden, weg. Bei dem heutigen Verfahren der Einreichung von 
Kreiswahlvorſchlägen und Reichswahlvorſchlägen, von Derbindungs- 
und Anſchlußerklärungen muß ein ſorgfältig durchdachtes Syſtem von 
Terminen beſtehen. Späteſtens am 17. Tage vor dem Wahltage 
müſſen die Kreiswahlvorſchläge beim Kreiswahlleiter, ſpäteſtens am 
12. Tage die Reichswahlvorſchläge beim Keichswahlleiter und die 
Derbindungserflärungen beim Derbandswahlleiter, ſpäteſtens am 
8. Tage vor dem Dolta die Anſchlußerklärungen beim Kreiswahl- 
leiter eingereicht fein. Da für die Aufftellung der Kreiswahlvor⸗ 
Schläge und ihre formgerechte Zuſammenſtellung die Parteien vom 
Tage der Auflöſung des Reichstags an etwa drei Wochen Seit haben 
müffen, find für die Vorbereitung einer Reichstagswahl immerhin 
bis zu ſechs Wochen erforderlich. Dieſe Seitſpanne ließe fih kaum 
kürzen, auch wenn die Gemeinden noch mehr als bisher fortſchreib⸗ 
bare Wahlkarteien und Wählerliften führen. Kommt aber eine 
Liſteneinreichung wie bei der dargelegten Wahlreform nicht in Frage, 
ſo fallen alle Termine, die einer Durchführung der Wahl innerhalb 
kürzerer Friſt bisher entgegenſtanden, weg. die Wahl könnte wie 
in England innerhalb drei bis vier Wochen abgewickelt werden. 

So ſehr auch unfer heutiges Reichstagswahlreht Mängel cuf- 
zuweiſen hat, fo find fie doch nicht derart, um das Derhältniswahl- 
recht als ſolches zu verurteilen, wie man vielfach hören muß. Es 
wäre insbeſondere eine Verkennung der Lage, wollte man Er⸗ 
ſcheinungen von Wahlmüdigkeit auf Mängel des Wahlſpſtems zurüd- 
führen. 

Aufgabe des Parlaments im Staate mit parlamentariſcher Ver⸗ 
faſſung iſt es, dem Staate die Führung zu geben. Dieſe Aufgabe 
kann das Parlament aber nur erfüllen, wenn einige wenige große 
Parteien vorhanden find. Die Reform des Wahlrechts muß auf die 
Konſolidierung großer Parteien abgeſtellt werden, um klare Mehr- 
heitsverhältniſſe im Parlament zu ſchaffen. 

Der Sinheitsſtimmzettel, wie er jetzt zum dritten 
Male angewandt wird, hat zweifellos erhebliche Vorteile. Wahl 
beeinfluſſungen ſind ſo gut wie ausgeſchloſſen. Auf der anderen 
Seite iſt nicht zu verkennen, daß er die Parteizerſplitterung außer⸗ 
gewöhnlich befördert. Der Stimmzettel war früher ein Bauptpropa⸗ 
gandamittel der Parteien. Sie mußten ihre Settel bis in das kleinſte 
Dorf hinausbringen, in Derfammlungen vor dem Wahltage verteilen 
und beim Betreten des Abſtimmungsraumes den Wählern in die 
Band geben laffen. Dieſe Propaganda erforderte eine wohldurch⸗ 
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dachte Organiſation. Nur gut geleitete und ſtraff organifierte 
Parteien waren in der Lage, eine ſolche Arbeit mit Erfolg durchzu⸗ 
führen. Dieſe Propaganda fällt bei dem amtlichen Einheitsſtimm⸗ 
zettel vollkommen weg. Denn dieſer Stimmzettel wird auf amtlichem 
wege an alle Wahllokale verteilt und jedem Wähler amtlich in die 
Hand gegeben. Damit haben es Swergparteien außerordentlich leicht, 
an die Wähler heranzukommen. Es genügt lediglich eine allgemeine 
Bekanntgabe der Nummer des Wahſporſchlags, und der Anhänger 
der einzelnen Partei weiß, wie er den Stimmzettel zu handhaben hat. 


Der Einheitsſtimmzettel enthält alle zugelaſſenen Kreiswahlvor⸗ 
ſchläge, und zwar fortlaufend numeriert unter Angabe der Partei 
und der Namen je der erſten vier Bewerber. Für die Nummernfolge 
der einzelnen Kreiswahlvorſchläge wird unterſchieden, ob die Partei 
im letzten Reichstag durch Abgeordnete vertreten war oder nicht. 
War die Partei vertreten, hat diefe Partei einen Reichswahlvorſchlag 
eingereicht und wird für den Kreiswahlvorſchlag der Partei Anſchluß 
an ihren Reichswahlvorſchlag erklärt, jo erhält der Kreiswahlvorſchlag 
die Nummer feines Keichswahlvorſchlags. Die übrigen Kreiswahl⸗ 
vorſchläge erhalten die anſchließenden Nummern in der Reihenfolge, 
wie die Vorſchläge zeitlich bei dem Ureiswahlleiter eingehen. Die 
Nummernfolge der Reichswahlvorjchläge der bisher im Reichstag ver- 
tretenen Parteien für die Wahl am 20. Mai 1928 wäre unter der 
Vorausſetzung, daß ſämtliche im letzten Reichstag vertretenen 
Parteien eigene Reichswahlvorſchläge einreichen, folgende: 
= Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands, 
= Deutfcdmationale Dolkspartei, 
= Zentrum, 
= Deutfche Dolfspartei, 
= Deutjche Demokratiſche Partei, 
= Kommuniftifche Partei, 
= Bayerifche Volkspartei, 
= infe Kommuntften, 
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9 = Reichspartei des Deutſchen Mittelftandes, 
10 = Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei, 


11 Deutſche Bauernpartei, 

12 Dölfifhe Arbeitsgemeinſchaft (Völkiſch⸗nationaler 
Block), 

13 Deutſch⸗Hannoverſche Partei, 


15 Chriſtlichnationale Bauern⸗ und Landvolkpartei, 
16 = Dolksrechtpartei. 

Die Stimmabgabe erfolgt derart, daß der Wähler auf dem 
Stimmzettel durch ein Kreuz oder Unterſtreichen oder in ſonſt er⸗ 
kennbarer Weiſe kennzeichnet, welchem Kreiswahlvorſchlag er ſeine 
Stimme geben will. Die Kennzeichnung mittels eines Kreuzes 
oder mittels Unterſtreichens iſt nur eine vom Geſetz als beſonders ge⸗ 
eignet hervorgehobene Art der Kennzeichnung. Es bleibt jedem 
Stimmberechtigten überlaſſen, welche Art der Kennzeichnung er 
wählen will, um feine Stimmabgabe für einen beſtimmten Dor- 
ſchlag erſichtlich zu machen. 

Wenn auch jeder Stimmberechtigte in der Art der Kenn- 
zeichnung freie Wahl hat, fo empfiehlt es ſich, zur Vermeidung der 
Gefahr einer Ungültigkeitserklärung ſowohl wie im Intereſſe der 
Vereinfachung des Feſtſtellungsverfahrens, die Kennzeichnung 
in der Weiſe vorzunehmen, daß in den Kreis des Mahl- 
vorſchlags, dem der Wähler ſeine Stimme geben 
will, ein Kreuz geſetzt wird, 

Soll das deutſche Volk im Innern weiter gefunden und foll 
nach außen die gewonnene Geltung erhalten und gewahrt werden, ſo 
muß die Reichsregierung ſich auf eine feſte Mehrheit im neuen 
Reichstag ſtützen können. Nicht in der Ferſplitterung liegt das Beil, 
ſondern im Streben zum Ganzen und zur Einheit. Möge ſich das 
Volk von dieſen Geſichtspunkten leiten laſſen, wenn es am 20. Mai 
1928 über feine weitere Zukunft entſcheidet. 


14 = Landbund, 


Der Erweiterungsbau der Reichskanzlei. 


Don Dr. Hermann Pünder, Staatsſekretär in der Reichskanzlei. 


it dem feit längerer Seit geplanten, 
für die Durchführung eines ge⸗ 
regelten Dienſtbetriebes unent⸗ 
behrlichen Ausbaues der Reihs- 
kanzlei wird baldigſt begon⸗ 
nen werden. Damit wird ein 
Plan, mit dem man ſich bereits 
im Jahre 1914 beſchäftigte, zur 
Durchführung kommen. Schon 
damals reichten die Räume in 
dem Hauſe Wilhelmſtraße 22 für 
die Bedürfniſſe der Reichskanzlei 
nicht mehr aus. Inzwiſchen find 
die Anforderungen an dieſes 
Haus außerordentlich geſtiegen, 
weil es in weit höherem maße als vordem Sitz und Cätigkeitsort 
der Reichsregierung geworden iſt. Heute werden in der Reichskanzlei 
ſämtliche Sitzungen des Reichskabinetts, aber auch ſehr viele andere 
Beſprechungen, an denen der Reichskanzler und die Minifter beteiligt 
ſind, abgehalten. So wurde es notwendig, immer aufs neue Räume, 


und ihm ein angemeſſenes Wohnen ſicherzuſtellen, mußte ernſtlich 
der Plan von 1914 wieder aufgenommen werden. Im Auguſt 1924 
beantragte darum der Staatsſekretär in der Reichskanzlei bei dem 
Herrn Reichsminifter der Finanzen die Bereitſtellung von Mitteln 
für den Neubau eines Dienſtgebäudes der Reichskanzlei. Dabei wurde 
im beſonderen auch darauf verwieſen, daß der beſtehende Zuftand, der 
die Arbeitsräume des Reichskanzlers im oberen Geſchoß, die des 
Staatsſekretärs und der übrigen Beamten aber im Erdgeſchoß fieht, 
beſeitigt werden muß. Um die aus ſolcher Trennung ſich ergebenden 
dauernden Unzuträglichkeiten zu beheben, wurde eine ineinander- 
greifende, auf einem Geſchoß disponierte Anordnung aller für den 
Dienſtbetrieb und deſſen Staffelung logiſch zuſammengehörender 
Räume angefordert. 5 

Für den Neubau ſtand das unbebaute Terrain Wilhelmſtraße 78, 
zwiſchen dem alten Gebäude der Reichskanzlei und dem ſogenannten 
Palais Borſig, zur Verfügung. Um einen möglichſt guten Entwurf 
zu erlangen, wurde im März 1927 ein Preisausſchreiben erlaſſen, 
befriſtet bis zum 14. Mai desſelben Jahres. Der Wettbewerb war 
der Architektenſchaft von Groß-Berlin zugänglich, daneben wurden 
einige hervorragende Baukünſtler aus dem übrigen Reich zur Teil 
nahme eingeladen näm⸗ 


die eigentlich nur für 
die Repräfentation a 
Reichskanzlers oder für 
deſſen Wohnzwecke be⸗ 
ſtimmt waren, für 


Sitzungen, Konferen- 


lich die Profeſſoren 
Beſtelmeper, Kreis, 
Bonatz, Billing, Roth, 
Körner und Lahrs. 
Dem Preisgericht ge⸗ 


zen und Büros in An⸗ 


hörten neben den Ar- 


ſpruch zu nehmen. Oft 
genug war man ge⸗ 
zwungen, einzelne 


chitekten Ludwig Hoff- 
mann, Blunck und El- 
kart Hannover, der 


Käume an einem Tage 
für verſchiedene Fwecke 
zu benutzen und ihre 
Einrichtung entſpre⸗ 
chend umzuüſtellen. Da- 
zu kam, daß für das 
anwachſende Büroper⸗ 
fonal faum noch 
Unterkunft zu finden 
war. Um Störungen 
des Dienſtbetriebes zu 
vermeiden, dem Reihs- 


Landeskonſervator Mi- 
niſterialrat Hiecke, der 
Miniſterialrat im preu⸗ 
ßiſchen Finanzminiſte⸗ 
rium Dr.⸗Ing. Beh- 
rendt, der Miniſterial⸗ 
rat im Keichsfinanz⸗ 
miniſterium Reichle, 
der Reichskunſtwart 
Dr. Redslob, der Kunſt⸗ 
kritiker Dr. Osborn 
und der Staatsſekre⸗ 


kanzler eine würdige 
Repräſentation des 
Reiches zu ermöglichen 


Preisgekrönter erſter Entwurf des Profeſſors Dr. Ing. Zo bſt Siedler 


tär in der Reihs- 
kanzlei Dr. Pünder an. 
An Preiſen waren im 
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ganzen 17000 M. 
ausgeſetzt worden. 
Die Schwierig⸗ 
keit der geſtellten 
Aufgabe beſtand 
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nicht zuletzt darin, 


zwiſchen die Archi- 
tektur des alten Gau- 
fes, deffen ehrwürdi- 
ger Charakter unver= 
letzt bleiben mußte, 
und die ein wenig 
laute Faſſade des Pa⸗ 
lais Borſig, ein 
Bauwerk einzuſchal⸗ 
ten, das dem Geiſt 
der neuen Zeit zu ge⸗ 
nügen hatte und doch 
„Wilhelmſtraße“ fein 
ſollte. Die Wilhelm- 
ſtraße enthält in dieſem ihren 
nördlichen Teil ausſchließlich 
öffentliche Gebäude, deren ar⸗ 
chitektoniſch befte um die 
Mitte des 18. Jahrhunderts 
errichtet worden ſind. Dies 
gilt vor allem für das jetzige 
Palais des Herrn Reichspräſi⸗ 
denten und das Haus der 
Reichskanzlei. Beide Bau⸗ 
werke find unter der Regie⸗ 
rung Friedrich Wilhelm I. 
entſtanden; ſie wollten den 
Befehl des Königs, die neu- 
gezogene Wilhelmſtraße zu 
einer vornehmen und ariſto⸗ Hof 
kratiſchen Anlage zu machen, 
erfüllen. Ein Graf von der 
Schulenburg war es, der die 
Bauſtelle dort wählte, wo ſich 
die Wilhelmſtraße zu einem 
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1. Obergeschoss 


tot 


Kabineftssaal 
zim. 


Halle und 


Roter 
Saal 


Ländersitzungssaal 


geometriſch wohlgeordneten 
Platz erweiterte. Zwifchen 
17258 und 1739 hat dieſer 
Graf von der Schulenburg 
ſein Palais, der Seitſitte ger 
mäß, nach franzöſiſchen Plä⸗ 
nen, im Stil eines Su 
ten Barock, bauen laſſen. Er 
hat ſich des Hauſes nicht 
lange Seit erfreuen können, 
denn ſchon 1741 iſt er in der 


Schlacht bei Mollwitz ges 
fallen. Das Palais iſt dann 
ſpäter, 1295, von dem Fürſten 
Michael Radziwill, Woiwoden 
von Wilna, gekauft worden. 
Aus dem Erbe dieſer Familie 
wurde das Palais 1875 für 


der Umſtellung, Ge- 
ſchäftserweiterung 
und Sentraliſierung 
der Reichskanzlei 
entſpricht, beweiſt 
am deutlichſten die 
dringende Notwen⸗ 
digkeit des Neu- 
baues. Sie beſtimnit 
ihm zugleich den 
architektoniſchen Typ, 
der vor allem den 
Sweck, das Büro- 
haus, zum Ausdruck 
bringen muß. Das 
Preisausſchreiben 
hat dementſprechend 
die erforderlichen 
Arbeitsräume für 


Endgültige Es ſung mit verändertem Anſchluß an das alte Gebäude die genannten Bes 


amten an erſter Stelle anges 
fordert, daneben die unent- 
behrlichen Sitzungsſäle, den 
Sitzungsſaal des Kabinetts 
im Ausmaß von 70—75 qm, 
einen größeren Sitzungsſaal 
im Ausmaß von etwa 100 
bis 115 qm und zwei wei- 
tere Sitzungszimmer. Schließ ⸗ 
lich forderte das Preisaus- 
ſchreiben die Unterbringung 
der Wohnungen für den 
Staatsſekretär, den Miniſte⸗ 
rialbürodirektor und einige 
untere Beamte. 

Am Enrntſcheidungstage 
lagen den Preisrichtern 128 
Entwürfe vor. Das Preis- 


Empfangssaal 


. gericht war der Anficht, daß 


keiner der Entwürfe die an- 
deren ſo weit überrage, um 
ihm den erſten Preis zu 

teilen. Es beſchloß daher 
einſtimmig, drei zweite Preiſe 
von je 5000 M. zu verteilen 
und mit dem Reſt des Geldes 
vier dritte Preiſe auszu⸗ 
ſtatten. Unter ſolcher Dor- 
ausſetzung ſtellten die Preis- 
richter den Entwurf, der das 
Kennwort „Endlich ges 
ſchloſſen“ trug, an erſte 
Stelle. Im Protokoll wurde 
vermerkt, daß dieſer Ent- 
wurf fih durch feine bes 


Votzim.| Empfangszim | Reicnskanzier 


Herrengard | H. | D. | Damengard. 


fondere Grundrißlöſung aus- 
zeichne: er trennt Dorder- 
gebäude und Hinterhaus. 
„Im erſteren bringt er ſämt⸗ 


ggg 


2 Millionen Taler vom Dents 
ſchen Reich erworben und zur 
Wohnung des Reichskanzlers, 
des Fürſten Bismarck, be- 
ſtimmt. Drei Jahre ſpäter hat dann Bismarck 
die Reichkanzlei, als beſonderes Fentralbüro 
des Reichskanzlers, geſchaffen und in ſeinem 
Palais ſtationiert. Die Kabinettorder, durch 
die das neue Sentralbüro unter der Bezeich⸗ 
nung „Reichskanzlei“ genehmigt worden ift, 
datiert vom 18. Mai 1878; Bismarcks Imme⸗ 
diatbericht, auf den fie fich bezieht, erklärt, daß 
die Bezeichnung „Keichskanzlei“ am genaueſten 
der Stelle und den Aufgaben des neuen 
Sentralbüros entſprechen dürfte, das zur un⸗ 
mittelbaren Verfügung des Reichskanzlers be⸗ 
hufs feines Geſchäftsverkehrs mit den Reihs- 
behörden und Miniſterien ſtehen folle. 

Im Statsjahr 1878/79 wurden für dieſes 
Sentralbüro,; die neue Reichskanzlei, Mittel 
angefordert für: einen Vortragenden Rat, 
einen Expedierenden Sekretär und einen 
Kangleidiener. der heutige Perſonalbeſtand 
der Reichskanzlei zählt 35 Beamte, außerdem 
iſt ein Perſonal an Angeſtellten und Arbeitern 
von mehr als zwei Dutzend Köpfen vorhanden. 
Dieſe Entwicklung des Beamtenkörpers, die 
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Grundriß des Hauptgeſchoſſes im Neubau 


Tür im alten Kongreßſaal 


liche Büro- und Derwal- 
tungsräume, im letzteren die 
Wohnungen unter. Dieſe 
grundſätzliche Trennung führt 
zu ſehr klaren Grundriſſen und zu einem ge⸗ 
räumigen Innenhof.“ Als zweites ausjchlag- 
gebendes Merkmal dieſes Entwurfs hob das 
Preisgericht die äußere Geſtaltung hervor, bei 
der der Verfaſſer von der Abſicht ausgeht: „Den 
Wilhelmplatz ſtädtebaulich zu ſchließen. Er führt 
daher den Neubau in der Höhe, wie ſie ſich 
durch das Palais Borſig ergibt, durch und ſetzt 
gegen das alte Reichskanzlerhaus bewußt einen 
Turm als Swiſchenglied.“ Als Verfaſſer diefes 
Entwurfs wurde Profeſſor Dr.-Ing. Ed. Jobſt 
Siedler feſtgeſtellt. 

Nachdem ſo das Preisgericht ſeines Amtes 
gewaltet hatte, haben die zuſtändigen Stellen 
es ſich angelegen ſein laſſen, den an erſte Stelle 
gerückten Entwurf des Profeſſors Siedler nun 
auch zur Ausführung zu bringen. Es hat dazu 
umfaffender Derhandlungen mit den maßgeben- 
den Inſtanzen bedurft. An Schwierigkeiten hat 
es hierbei nicht gefehlt. Aber ſchließlich haben 
ſich alle zuſtändigen Stellen in dem Entſchluß 
zuſammengefunden, die Ausführung des Baues 
dem Profeſſor Siedler zu übergeben, der ſeinen 
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Entwurf inzwiſchen mit den Herren der Reichsbauverwaltung 
weſentlich durchgearbeitet und im beſonderen, was die Raumanord⸗ 
nung des Innern betrifft, im Intereſſe der Dienſtgeſchäfte der oberſten 
Reichsbehörde erheblich verbeſſert hat. Zu den Derbefjerungen der 
äußeren Geſtaltung gehört eine innigere Verzahnung des neuen Ge- 
bäudes mit dem alten Hauſe; ſie wird dadurch herbeigeführt, daß ein 
kleinerer, fpäterer Anbau aus den soer Jahren fällt und der Neubau 
dei Betonung der entſprechenden Geſims⸗ und Dachhöhen in das alte 
Gebäude hinübergleitet. Die weſentliche Derbefjerung der inneren 
Geſtaltung bezog ſich auf das Gbergeſchoß, in dem nun alle ent⸗ 
ſcheidenden Räume des Dienſtbetriebes auf einem Niveau ver- 
einigt ſind. 


Am Is. Mai d. J., am 50. Gedenktage der Errichtung der 
Reichskanzlei nach dem Antrage Bismarcks, ſoll dem neuen hei 
der Grundſtein gelegt werden. Wenn es in etwa 1% Jahren fertig 
vor aller Augen ſtehen wird, werden ſeine ſchlichten und ſachlichen 
Formen neben der feſtlichen Würde des alten Hauſes den Geiſt neuer 
Seit erkennen laffen; aber dennoch wird der Fuſammenhang gewahrt 
fein. Die ruhige Gliederung der Faſſade wird wie ein Symbol 
ernſter, ganz der Arbeit gewidmeter Gegenwart wirken; der Turm 
aber, der zwiſchen dem alten und dem neuen Gebäude knapp und 
kraftvoll emporſtößt, wird darauf hindeuten, daß in dieſem Haufe, in 
dem nicht zuletzt das Geſchick Deutſchlands entſchieden wird, alle 
Seit ein feſter Wille die logiſch gefügte Stätte hat. 


Die Notlage der älteren Angeſtellten. 


Don Gertrud Israel, 


Die häufige und langdauernde Stellenloſigkeit der „älteren“, 
das heißt der über 40 Jahre alten, Angeſtellten ift feit Jahren 
Gegenſtand größter Sorge der beteiligten Kreiſe und von Verhand- 
lungen innerhalb der Reichsregierung und des Reichstages. Sie 
hatte im Januar 1926 der Reichsregierung Veranlaſſung gegeben, 
die höher beſoldeten, nicht mehr krankenverſicherungspflichtigen UAn- 
geſtellten in die Erwerbsloſenfürſorge einzubeziehen und fie dem- 
gemäß auch der am 1. Oktober 1927 in Kraft getretenen Arbeits- 
loſenverſicherung zu unterſtellen, deren Beſtimmungen der Reichstag 
noch dadurch erweiterte, daß er den wegen Tiberfchreitung eines 
Jahresarbeitseinkommens von 6000 M. aus der Verſicherungspflicht 
ausſcheidenden Angeftellten das Recht gab, ſich freiwillig weiterzu⸗ 
verſichern. Unter dem 9. Juli 1926 verabſchiedete der Reichstag das 
Kündigungsſchutzgeſetz für Angeſtellte, nach dem Betriebe mit mehr 
als 2 Angeſtellten einem Angeſtellten, den fie nach Vollendung feines 
25. Lebensjahres mindeſtens 5 Jahre hindurch beſchäftigt hatten, 
nur mit dreimonatiger, nach sjähriger Beſchäftigungsdauer nur mit 
viermonatiger, nach 10jätriger Beſchäftigungsdauer nur mit fünf⸗ 
monatiger und nach I2jähriger Beſchäftigungsdauer nur mit ſechs⸗ 
monatiger Friſt zum Vierteljahresſchluß kündigen dürfen. Die 
Reichsregierung hatte ferner in Anweiſungen an die den Keichs⸗ 
reſſorts unterſtellten Dienſtſtellen und in Schreiben an die Arbeit- 
geberverbände der freien Wirtſchaft verfucht, der Entlaſſung älterer 
Angeſtellter entgegen- und auf ihre bevorzugte Berückſichtigung bei 
der Stellenbeſetzung hinzuwirken. j 

Die Mehrheit des Reichstages war aber ſchon bei der Derab- 
ſchiedung des Mündigungsſchutzgeſetzes — das in feinen Aus- 
wirkungen übrigens auch etwas zweiſchneidig iſt — ſich darüber klar, 
daß der Not damit noch nicht e werden könnte. Er griff 
indeſſen noch nicht weiter unmittelbar geſetzgeberiſch ein, da ſich nicht 
verkennen ließ, daß jeder Löſung außerordentliche Schwierigkeiten 
im Wege ſtanden und auch die tatſächlichen Unterlagen noch nicht 
überſichtlich genug waren. Er faßte daher am 2. Juli 1926 eine 
Entſchließung, in der die Reichsregierung erſucht wurde, einige 
Maßnahmen unmittelbar vorzubereiten und über die Durchführbar⸗ 
keit gewiſſer geſetzlicher Swangsvorſchriften dem Reichstag eine 
N vorzulegen. ; 

Dieſe „Denkſchrift über die gage der älteren Angeſtellten“ 
Geichstagsdruckſache 5852) iſt im ember vom Reichsarbeits⸗ 
miniſter dem Reichstag zugeleitet worden. Die Reichsregierung 
hat, wie im Schlußwort ausgeführt wird, es als Hauptaufgabe der 
Denkſchrift angeſehen, die Bor- und Nachteile der verſchiedenen 
Maßnahmen Minnie a peen und fo den geſetzgebenden Körper- 
ſchaften das Material für ihre Entſcheidungen zu liefern. 

Über die vom Reichstag geforderte Feſtſetzung von Lehr- 
lingshöchſtzahlen im Bandelsgewerbe haben ein- 
gehende Erörterungen mit den Regierungen der Sänder, deren 
Meinungen erheblich auseinandergingen, mit den Verbänden der 
Arbeitgeber, die jeden behördlichen Eingriff ablehnten, und mit den 
Angeſtelltenverbänden, die ihn forderten, ſtattgefunden. Bei dieſer 
Sachlage konnte noch kein endgültiger Beſchluß gefaßt werden. Die 
Frage beſchäftigt jetzt den Vorl. Reichswirtſchaftsrat. 

Die weiter geforderten Umſchulungsmaßnahmen ſind 
vom Reichsarbeitsminiſter durch Bereitſtellung von erſtmalig 
400 000 M. und weiteren 200 000 M. gefördert worden. Sie werden 
jetzt von der Reichsanftalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslojen- 
verficherung, mit Keichszuſchüſſen, fortgeführt. 

Über die Forderung, durch Ergänzung des Reichspreſſegeſetzes 
die Mißſtände auf dem Gebiet des Chiffreanzeigenwefens 
zu beſeitigen, ſchweben noch Verhandlungen mit den Verbänden der 
Preffe und neuerdings mit den Eänderregierungen. 

Den Hauptinhalt der Denkſchrift bildet die Prüfung und Ab- 
wägung der zur Erörterung geſtellten geſetzlichen Swangsmaß- 
nahmen: Meldepflicht und Benutzungszwang, Beſchäftigungs⸗ und 
Einſtellungsverpflichtung, Abkehrgeld für entlaſſene Angeſtellte. 
Dorangeftellt ift, unter Verwertung aller in Frage kommenden 


Statiſtiken und Beifügung zahlreicher Überſichten, eine eingehende 
Darſtellung der tatſächlichen Grundlagen des Arbeits- 
marktes der älteren Angeſtellten. Die Lage des Arbeitsmarkts der 
Angeſtellten im allgemeinen und in ſeinem Verhältnis zu dem der 
Arbeiter ift zunächſt dadurch gekennzeichnet, daß nach der Berufs- 
zählung von 1925 die Fahl der Angeſtellten gegen 1907 ſich im Durch⸗ 
jdmitt verdoppelt, in Induſtrie und Handwerk um faſt 180 v. Ñ, 
in Handel und Verkehr um etwa 83 v. H. zugenommen, die Fahl 
der weiblichen Angeſtellten in dieſen drei Gruppen ſich ſogar mehr 
als verdreifacht hat. Dagegen hat die Fahl der Arbeiter nur um 
nicht ganz ein Viertel zugenommen. Auf dem Arbeitsmarkt hat ſich 
die „Reinigungskriſe“, die im Herbſt 1925 einſetzte, zunächſt und 
auch noch während des Jahres 1926 für die Arbeiter ungünſtiger 
ausgewirkt als für die Angeſtellten. Im Laufe des Jahres 1927 
kehrte fih das Bild um. Im Oktober war gegen Januar die Fahl 
der aus der Erwerbsloſenfürſorge unterſtützten Arbeiter zurück⸗ 
gegangen, während die der Angeſtellten um 150 v. Ñ. geſtiegen war. 
Der Umfang ihrer Arbeitsloſigkeit iſt alſo größer. Das gleiche 
gilt in bezug auf deren Dauer. Nach den Ergebniſſen einer Er- 

bung in der Krifenfürforge vom 15. Juli 1927 waren etwa 
19,4 v. H. der Angeſtellten gegen etwa 10 v. H. der Arbeiter feit 
mehr als einem Jahr erwerbslos. 

Die Prüfung der beſonderen gage der älteren An- 
geſtellten ergibt dann: Der Umfang ihrer Stellenloſigkeit war 
größer als der allgemeine der Angeftellten, die Dauer ging noch be⸗ 
trächtlicher darüber hinaus. Im Verhältnis zu den älteren 
Arbeitern dagegen wird der Umfang der Erwerbsloſigkeit, der nur 
geſchätzt werden kann, als nicht höher angefehen, während hinſichtlich 
der Dauer die Lage der älteren Angeſtellten ungünſtiger ift. Schluß ⸗ 
folgerung: Hinfihtlih der Dauer liegt durchgehend eine un- 
günſtige Sonderſtellung der älteren Angeſtellten vor, hinſichtlich des 
Umfangs zwar gegenüber den jüngeren Angeſtellten, aber nicht 
— wenigſtens nicht nachweisbar — gegenüber den älteren Arbeitern. 
„Ob unter dieſen Umſtänden erweiterte Sonderbeſtimmungen zu⸗ 
gunften der älteren Angeſtellten gerechtfertigt find, wird der Reids- 
tag zu entſcheiden haben.“ 

Deſſenungeachtet werden die Vorſchläge geprüft. Melde- 
pflicht“ ift die mildeſte Form eines Zwanges, die Verpflichtung 
der Betriebe, jede freiwerdende Stelle den Arbeitsnachweiſen zu 
melden; ihr entſpricht die Verpflichtung des Arbeitnehmers, ſich im 
gel der Kündigung ſofort beim Arbeitsnachweis zu melden. Die 

eldepflicht kann das Angebot nicht erhöhen, aber es fichtbarer 
machen. Durch die reſtloſe Erfaſſung aller zu beſetzenden Arbeits ⸗ 
plätze durch die Arbeitsnachweiſe kann ſie auch dem Unternehmer 
Vorteile bringen. Schwierigkeiten bietet die Kontrolle, jedoch läßt 
die jetzige Qualität der Arbeitsnachweiſe eine Verminderung der 
Reibungen erwarten. Von den öffentlichen Verwaltungen muß in 
jedem Fall die Benutzung der Arbeitsnachweiſe vorausgeſetzt werden. 
Für die privaten Betriebe könnte die Meldepflicht nur durch Geſetz 
eingeführt werden. Die Ablehnung der Arbeitgeber iſt offenbar auch 
nicht mehr ſo allgemein. Ein ſehr viel ſchärferer Eingriff wäre 
dagegen die Einführung des „Benutzungszwanges“, d. h. die 
Verpflichtung der Arbeitgeber, nur durch den Arbeitsnachweis zu- 
gewieſene Perſonen einzuſtellen, des Arbeitnehmers, ſich nur durch 
den Arbeitsnachweis vermitteln laffen. Ein derartiger Zwang 
erſcheint der Reichsregierung ohne ſchwere Beeinträchtigung der Be⸗ 
teiligten und des geſamten Wirtſckaftslebens nicht moͤglich. 

In einer „Beſchäftigungs verpflichtung“ einer ge- 
wiſſen Fahl von älteren Angeſtellten fieht die Denkſchrift den 
Sie Eingriff in das freie Beſtimmungsrecht des Unternehmers. 
Sie führt auch zu Härten gegen die jüngeren Angeſtellten und wider⸗ 
ſpricht der Forderung: „Den richtigen Mann an den richtigen 
Platz.“ Wenn indeſſen die Wirtſchaft diejenigen äußerſten An⸗ 
ſtrengungen aus freiem Willen, die man von ihr erwarten muß, um 
der Notlage der älteren Angeſtellten zu begegnen, nicht aufwendet, 
ſo werde eine geſetzliche Regelung ſich wohl ſchwerlich umgehen 
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laffen. Einer ſolchen ſteht aber vor allem das Bedenken entgegen, 
daß dann unvermeidbar ein Einſtellungszwang ſei, der rein 
techniſch, ohne Gefährdung der Leiſtungsfähigkeit der Betriebe, äußerſt 
ſchwer durchführbar und von allerhand ſchädlichen Wirkungen — 
Reibereien zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitsnachweis uſw. — be- 
gleitet ſein würde. 

Die Frage des Abkehrgeldes fteht, nach Meinung der 
Denkſchrift, zur Zeit mehr im Hintergrunde, Erfahrungen, die mit 
der Einführung in Öfterreich gemacht wurden, werden dort in 
weiten Kreiſen ungünſtig beurteilt. Die Reichsregierung wünſcht 
daher, die Erörterung bis zur Beratung des Entwurfs eines Ali- 
gemeinen Arbeitsvertragsgeſetzes zurückzuſtellen. 

Die Denkſchrift kommt zu dem Schluß, daß das Problem der 
älteren Angeſtellten, deren tragiſches Berufsſchickſal fie ohne wei- 
teres anerkennt, nicht von heut auf morgen gelöſt werden könne. Mit 
neuen Zwangsmaßnahmen einzugreifen, würde erft dann gerechte 
fertigt ſein, wenn alle übrigen — weniger bedenklichen — Mittel 
verſagen. Zu dieſen gehörten vor allem der Ausbau der Angeſtellten⸗ 
vermittlung durch die neue Reichsanftalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitsloſenverſicherung, ferner Schulungslehrgänge, um den 


Arbeitsmarkt der Angeſtellten von den aus der Kriegs- und Infla⸗ 
tionszeit ſtammenden ungeeigneten Bewerbern zu entlaſten, aus ent- 
ſprechenden Gründen eine ſorgfältige Berufsberatung, unterſtützt 
durch eine ſtraffere Überwachung der Lehrlingsausbildung, für die 
das im Entwurf vorliegende Berufs ausbildungsgeſetz die geſetzlichen 
Grundlagen ſchaffen ſoll, ſchließlich auch ein Ausbau der Altersver⸗ 
ſorgung aus eigener Kraft der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 

Die Angeſtellten⸗Gewerkſchaften ſind von der Denkſchrift wenig 
befriedigt, weil fie keine Löſungsvorſchläge bringt. Sie erhalten 
ihre Forderungen aufrecht und weiſen u. a. darauf hin, daß ſie 
3. B. Benutzungszwang und Beſchäftigungsverpflichtung nicht abfolut, 
ſondern unter billiger Berückſichtigung der Durchführbarkeit im ein- 
zelnen Falle fordern. Die Reichsregierung hat es offenbar nicht als 
Aufgabe der Denkſchrift angeſehen, ſolche Dorfchläge zu unterbreiten. 
Gewiß können hierüber die Meinungen auseinandergehen. Es kann 
aber nicht verkannt werden, daß auf jeden Falle alle Erwägungen 
in der Luft geſchwebt hätten, ſolange das grundlegende Material nicht 
zuſammengefaßt und geprüft vorlag. Die Denkichrift darf nicht 
als Abſchluß, ſondern muß als Beginn der auf Beſchlüſſe ab- 
zielenden Erwägungen gewertet werden. 


Indien — Agypten — Arabien. 


Don Hauptmann Hans Rohde, Berlin. 


In Indien, Agypten und Arabien kämpft England wieder einmal 
mit erheblichen Schwierigkeiten. In Indien iſt es der Kampf um 
die indiſche Verfaſſungsreform, in Agppten die Ablehnung des von 
England vorgeſchlagenen engliſch-ägyptiſchen Bündniswertrages und 
der hiermit im Zuſammenhang ſtehende Rücktritt des den Engländern 
nicht ungünſtig geſinnten Miniſterpräſidenten Sarwat Paſcha und in 
Arabien ſchließlich die Haltung Ibn Sauds, des Königs des Hedſchas 
und Nedſched, gegenüber dem Irak und Transjordanien, die den 
Engländern zur Seit nicht unerhebliche Sorgen bereitet. 

Der Kampf um die indiſche Derfaſſungsreform ift ausgelöſt 
worden durch die im Januar erfolgte Entſendung der ſogenannten 
Simons-Kommifjion nach Indien. Dieſe Kommiſſion, der außer 
dem liberalen Unterhausmitglied Sir John Simon als Dorſitzenden 
noch je zwei Mitglieder des Oberhauſes, der Konfervativen Partei 
und der Arbeiterpartei angehören, ſoll ſich an Ort und Stelle 
perſönlich davon überzeugen, wie weit ſich die Reformen vom 
Jahre 1917, zu deren Durchführung ſich die engliſche Regierung 
unter dem Druck der damaligen engliſchen Schwierigkeiten im 
nahen Orient und des Erſtarkens der indiſchen Nationalbewegung 
entſchloſſen hatte, in Indien bewährt haben. Sie ſoll weiterhin 
feſtſtellen, wie weit dieſes reif ift, fih in Zukunft ſelbſt zu ver- 
walten und auf Grund ihrer perſönlichen Einblicknahme in die 
indiſchen Derhältniffe ſchließlich der an Regierung Dorjchläge 
für die endgültige Geſtaltung der verfaſſungsmäßigen Suſtände in 
Indien machen. Der engliſchen Regierung kommt es dabei an⸗ 
ſcheinend darauf an, die indiſche Derfafjung noch während ihrer 
Amtszeit unter Dach und Fach zu bringen und hierzu einen Feit- 
punkt zu nutzen, der ihr angefichts der parteipolitiſchen Serſetzung 
der indiſchen Nationalbewegung außerordentlich günſtig zu ſein 
ſchien. Sie hat ſich deshalb nicht geſcheut, die Kommiffion ſchon 
jetzt zu entſenden, obſchon die in den ſogenannten Montagu⸗Chelms⸗ 


fordſchen Reformen hierfür vorgeſehene Friſt von zehn Jahren erft 
im Jahre 1929 abläuft. 

In Indien hat die verfrühte Einſetzung der Kommiſſion von 
Anfang an lebhaften Widerſpruch hervorgerufen, weil die Kommiſſion 
entgegen den Erwartungen der Inder keinen einzigen Inder enthielt, 
ſondern ſich nur aus Londoner Parlamentariern zuſammenſetzte. Die 
Kommiſſion, die Anfang Februar in Indien eingetroffen iſt, wird 
dort auf das ſchärfſte bekämpft und in ihrer Arbeit boykottiert. Dieſer 
Baykott ift auf dem letzten indiſchen Nationalkongreß offiziell ver ⸗ 
kündet und gleichzeitig damit eine vorläufige Wiederverſöhnung von 
Hindus und Mohammedanern herbeigeführt worden, deren religiöſe 
Gegenſätze bisher eine der ſtärkſten Stützen der engliſchen Regierungs⸗ 
gewalt in Indien geweſen waren. England hat in Dorausſicht dieſer 
Schwierigkeiten verſucht, durch perſönliche Ausſprache des Dize- 
königs mit den Führern aller indiſchen Parteien diefe für die Maß⸗ 
nahmen der engliſchen Regierung zu gewinnen. Es hat weiterhin 
erklärt, daß die Kommiſſion nur die Dorarbeiten leiſten und, falls 
ſie auf indiſcher Seite das nötige Entgegenkommen finden ſollte, 
das Ergebnis ihrer Feſtſtellungen einer aus Engländern und Indern 
beſtehenden größeren Konferenz vorlegen ſollte. 

Die Inder aber haben ſich hierdurch in ihrem Widerſtand gegen⸗ 
über der Kommiſſion nicht beirren laſſen. An dieſer Lage hat auch 
ein Telegramm Mac donalds nichts ändern können, in dem dieſer 
als Führer der Arbeiterpartei erklärte, daß die Kommiſſion das 
Vertrauen der Arbeiterpartei beſitze und ihre Fuſammenſetzung nicht 
geändert werden würde, wenn die Arbeiterpartei eventuell im 
nächſten Jahre ans Ruder kommen ſollte. Dafür aber hat die Haltung 
der engliſchen Regierung in der Frage der indiſchen Derfafjungs- 
reform der indiſchen Nationalbewegung neue Grundlagen gegeben. 
Sie hat die Anhänger derjenigen Richtung, die feit dem indiſchen 
Nationalkongreß in Khanpur im Dezember 1925 zu einem Zufammen- 
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gehen mit den Trägern der engliſchen Regierungsgewalt in Indien 
grundſätzlich bereit war, vor den Kopf geſtoßen und damit die radikale 
Unabhängigkeitspartei der Swaradſchiſten, in der Hauptſache ver⸗ 
treten durch Gandhi, neu geſtärkt. Dieſe Lage iſt den Engländern 
um ſo unangenehmer, als ſie nicht ohne Kückwirkungen geblieben 
auf die Schwierigkeiten Englands in Agypten. $ 

Die Schwierigkeiten Englands in Agypten haben ihren Grund 
in dem Kampf um die Neugeſtaltung der engliſch⸗ägyptiſchen Be- 
ziehungen, der, ſeit dem Weltkriege unter dem Einfluß des von den 
Ententemächten propagierten Selbſtbeſtimmungsrechts der Oölker 
mit zunehmender Schärfe geführt, den Agpptern zwar im Februar 
1922 die formelle Aufhebung des engliſchen Protektorats, nicht 
aber die völlige Unabhängigkeit gebracht hat. Die Aufhebung 
des englifchen Protektorats ließ vier Fragen unberückſichtigt, deren 
entſcheidende Bedeutung für die engliſche Machtſtellung im Mittel⸗ 
meer, im nahen Orient und in Indien auf der Hand liegt, deren 
Nichtberückſichtigung andererſeits aber den Wert der den Agyptern 
von England in der Form zugeſtandenen Unabhängigkeit weſentlich 
herabminderte. Dieſe vier Fragen bezogen fih auf die Zurückziehung 
der engliſchen Beſatzungstruppen und die Kontrolle der ägyptiſchen 
Armee, auf die Verteidigung Agyptens gegen fremde Angriffe und 
den Schutz der fremden Intereſſen, auf die Kontrolle der ägyptiſchen 
Außenpolitik und die Aufrechterhaltung der engliſchen Machtſtellung 
im Sudan. Ihre Regelung ſollte ſpäteren Verhandlungen vor⸗ 
behalten bleiben, die nach wiederholten ſchweren Konflikten Ägyptens 
mit England im Juli vorigen Jahres im Anſchluß an den Beſuch 
König Fuads in London einſetzten und mit mehreren Unterbrechungen 
bis zum Dezember vorigen Jahres andauerten. Ihr Ergebnis war 
ein engliſch⸗ägyptiſcher Bündnisvertragsentwurf, in dem England 
zwar neben der Derficherung, bei den übrigen Mächten für die von 
Agypien erftrebte Aufhebung der Kapitulationen einzutreten, in 
die Aufhebung des bisherigen engliſchen Oberbefehls für die ägyp⸗ 
tiſche Armee und feine Umwandlung in einen ägyptifchen einwilligte, 
diefe Fugeſtändniſſe jedoch andererſeits abhängig machte von der 
unveränderten Kontrolle der ägyptiſchen Außenpolitik, der ägyp⸗ 
tiſchen Anerkennung der engliſchen Machtſtellung im Sudan und dem 
weiteren Verbleib der engliſchen Truppen in Kairo und Alexandrien. 

Der ägyptifchen Regierung follte es verboten fein, ohne engliſche 
Buftimmung mit anderen Mächten politiſche Verträge abzuſchließen 
bzw. irgend etwas zu unternehmen, was im Gegenſatz zu der Politik 
Englands ſtehen würde. Alle in der ägpptiſchen Armee tätigen 
fremden Offiziere müſſen engliſcher Nationalität ſein, die Bewaffnung 
und Ausrüſtung der ägyptiſchen Armee derjenigen der engliſchen 
entſprechen. Weiterhin ſollte die Zurücknahme der engliſchen Be- 
ſatzungstruppen an den Suezkanal früheſtens nach Ablauf von fünf 
Jahren erfolgen, jedoch abhängig ſein von der weiteren Entwicklung 
der politiſchen Lage in Agypten. Als letztes ſollte ſchließlich das 
im Jahre 1899 abgeſchloſſene engliſch-ägyptiſche Sudanabkommen 
unverändert in Kraft bleiben, in dem ſich England ſeinerzeit die 
HBerrſchaft über den Sudan geſichert hatte. 

Dieſer Dertragsentwurf, über deſſen Inhalt die engliſche Regie⸗ 
rung nunmehr der Öffentlichkeit in einem amtlichen Weißbuche 
Kenntnis gegeben hat, iſt von den Agyptern abgelehnt worden. Die 
Agypter ſind zwar bereit, mit England ein militäriſches Bündnis 
abzuſchließen, das im Kriegsfalle beide Länder zu gegenſeitiger 
Unterſtützung verpflichtet und England in dieſem Falle das Recht 
gibt, die ägpptiſchen Häfen, Eiſenbahnen und Flugplätze zu benutzen. 
Sie ſind auch bereit, unter formeller Aufrechterhaltung ihrer bis⸗ 
herigen Anſprüche in den Fortbeſtand des erwähnten Sudan- 
abkommens einzuwilligen. Was ſie dafür aber fordern, das iſt die 
ſofortige Surüdnahme der engliſchen Beſatzungstruppen, vor allen 
Dingen aber die völlige Wiederherſtellung ihrer politiſchen und mili- 
täriſchen Souveränität. Sie wollen Herr ihrer Außenpolitik ſein, 
beſonders aber das Recht haben, ihre militäriſchen Angelegenheiten 
nach eigenem Ermeſſen zu regeln und ihr jetzt nur kaum 10 000 
Mann ſtarkes Heer auf 80 000 Mann zu verſtärken. 

Die engliſche Regierung hat dieſes abgelehnt und auf ſofortiger 
unveränderter Annahme des von ihr vorgeſchlagenen Dertrags- 
entwurfs beſtanden, andernfalls ſich England das Recht vorbehalte, die 
ſtrittigen vier Fragen der engliſchen Unabhängigkeitserklärung Agyptens 
vom Jahre 1922 nach eigenem Ermeſſen zu erledigen. Die Folge 
davon ift eine neue ernfte engliſch⸗ägyptiſche Spannung, die in den 
letzten Tagen eine weitere, nicht unerhebliche Verſchärfung erfahren 
hat einmal durch eine neue, ſehr ſcharfe Note Chamberlains an die 
ägpptiſche Regierung, dann aber vor allen Dingen durch den Rücktritt 
des einer Verſtändigung mit England nicht abgeneigten Miniſter⸗ 
präſidenten Sarwat Paſcha ſowie durch Unruhen, die fih am 8. Mlärz 
in Kairo und anderen ägyptifchen Städten abgeſpielt und dort zu 
ernſten Fuſammenſtößen zwiſchen ägyptiſchen Studenten und der 
Polizei geführt haben. 

Su dieſen engliſchen Schwierigkeiten in Indien und Agypten 
kommen nunmehr noch die Schwierigkeiten Englands in Arabien, 


die ihren Grund in der Haltung Ibn Sauds gegenüber dem Irak 
und Transjordanien haben. Ibn Saud hat die Führer der vers 
ſchiedenen Wahabitenſtämme des von ihm beherrſchten Hedfchas und 
Nedſched nach feiner Hauptftadt Riad in Innerarabien zuſammen⸗ 
berufen und ihnen erklärt, daß er es aufgebe, die ungläubigen Be⸗ 
wohner von Koweit, des Irak und Transjordaniens auf friedliche 
Weiſe zum wahren iſlamiſchen Glauben zurückzubringen und daher 
das Schwert als das einzige Mittel hierzu betrachte. Er hat ſich 
damit offen auf die Seite derjenigen Stämme geſtellt, die ſeit dem 
November vorigen Jahres ununterbrochen in den Irak einfallen und 
ihre Unternehmungen in den letzten Wochen auch auf Transjordanien 
ausgedehnt haben, als engliſche Luftſtreitkräfte und Panzerwagen 
gegen fie eingriffen und ihnen durch Bombenangriffe ſchwere Ver- 
luſte beibrachten. Er hat dieſen Stämmen ſeine Unterſtützung mit 
Waffen und Nahrungsmitteln zugeſagt und ſich damit in Gegenſatz 
zu einem Vertrage geſtellt, den er erſt im Sommer vorigen Jahres 
mit England in Dſchidda abgeſchloſſen hat. 

Dieſer Vertrag verpflichtete Ibn Saud, gegen die engliſchen 
Mandatsgebiete Irak und Transjordanien und die unter engliſchem 
Protektorat ſtehenden arabiſchen Fürſtentümer an der Weſtküſte des 
Perſiſchen Golfs Koweit, die Bahrein⸗Inſeln und Oman keine An⸗ 
griffe zu unternehmen oder zu geſtatten. Er verpflichtete weiterhin 
Ibn Saud, die Regelung der Frage der Zugehörigkeit der Städte 
Maan und Akaba, die der von ihm geſtürzte König Huſſein kurz 
vor ſeiner Abdankung auf engliſchen Druck hin an Transjordanien 
abgetreten hatte, die Ibn Saud aber als frühere Beſtandteile des 
Hedſchas für ſich beanſprucht, einem ſpäteren Zeitpunkt zu über⸗ 
laſſen. Welche Gründe Ibn Saud veranlaßt haben, ſich über dieſe 
Verpflichtungen nunmehr hinwegzuſetzen, läßt fih angeſichts der Ab⸗ 
geſchloſſengeit Innerarabiens von der übrigen Welt von hier aus 
nur ſchwer überſehen. Der von ihm ſelbſt in ſeiner Erklärung an 
die Stämme angegebene Grund, die Bewohner Koweits, des Frat 
und Transjordaniens mit Waffengewalt zum wahren Fflam zurück⸗ 
zuführen, dürfte dabei vermutlich am wenigſten mitgeſprochen haben. 
Die wahren Gründe hierfür dürften vielmehr wohl einmal in der 
Unmöglichkeit für Ibn Saud liegen, den England gegenüber ein- 
gegangenen Verpflichtungen überhaupt noch nachzukommen. Darüber 
hinaus aber dürften ſie in gewiſſen Maßnahmen des engliſchen 
Kolonial- und Kriegsamts liegen, die auf eine militäriſche Feſtigung 
der engliſchen HZerrſchaft in Arabien hinauslaufen. Die Engländer 
haben den Ausbau der umſtrittenen beiden Orte Maan und Akaba 
zu engliſchen Stützpunkten ins Auge gefaßt. Sie planen weiterhin 
den Bau einer Eiſenbahn, die von Haifa am Mittelmeer ausgehend, 
über die Hauptſtadt Transjordaniens Amman, quer durch das nörd- 
liche Innerarabien nach Bagdad führen und den Irak in engere 
Verbindung mit Transjordanien, Paläſtina und Agypten bringen 
ſoll, und ſchließlich haben fie, wie einſt Maan und Akaba Trans- 
jordanien, jetzt Koweit und andere Gebiete Arabiens dem Irak 
unterſtellt. 


Alles dies hat unter den Stämmen des armen innerarabiſchen 
Hochlandes lebhafte Beunruhigung hervorgerufen, die fih dadurch um 
fruchtbare Weidegründe für ihre Diehherden für immer beraubt 
jehen. Dieſe Beunruhigung hat eine Steigerung noch erfahren durch 
die engliſchen Fliegerangriffe und damit alles in allem die Wider⸗ 
ſtände vermehrt, mit denen Ibn Saud in der lekten Zeit in zur 
nehmendem Maße in feinem Herrſchaftsbereich zu kämpfen hat. 
Dieſe Widerſtände haben ihren Grund einmal in dem Beſtreben 
Ibn Sauds, aus ſeinem Lande einen geordneten Staat zu machen, 
dann aber auch in dem religiöſen Fanatismus der Wahabitenſtämme, 
ihrem Haß gegen alle Andersgläubigen und ihrem Beſtreben, die 
Lehre Mohammeds in ihrer urſprünglichen Reinheit wiederherzu⸗ 
ſtellen. 

Die weltpolitiſche Bedeutung des Eingreifens Ibn Sauds liegt 
aljo in der Tatſache, daß es fih weniger gegen den Irak und Trans- 
jordanien, als wie vor allen Dingen in erſter Linie gegen die eng⸗ 
liſche Herrfchaft in dieſen beiden Ländern und ihre beiden von 
England geſtützten Herrſcher richtet. Darüber hinaus aber ijt es 
auch bezeichnend für die innerpolitiſche Lage im Hedſchas und im 
Nedſched. Es dürfte kaum freiwillig, ſondern durch die von den 
engliſchen Fliegerangriffen betroffenen Stämme erzwungen erfolgt 
ſein und den Sweck verfolgen, einmal die Aufmerkſamkeit der 
Stämme von den eigenen Schwierigkeiten abzulenken, dann aber vor 
allen Dingen auf England einen Druck auszuüben und dieſes zu 
Sugeſtändniſſen ihm gegenüber zu zwingen, die wie die Maan- und 
Akabafrage vielleicht von entſcheidender Bedeutung für den Weiter- 
beſtand feiner Herrſchaft find. Ob Ibn Saud hiermit Erfolg haben 
wird, läßt ſich noch nicht überſehen. Seine Ausſichten aber brauchen 
nicht unbedingt ungünſtig beurteilt zu werden. 

Ein Krieg Englands gegen Ibn Saud würde, wenn es auch 
England mit der Zeit durch Geld und andere Mittel — woran nicht 
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gezweifelt werden kann — gelingen würde, fih Jbn Saud und den 
ihm unterſtehenden Wahabitenſtämmen gegenüber durchzuſetzen, in 
jedem Falle für England außerordentlich koſtſpielig und verluſtreich 
ſein — und in dieſem Zuſammenhange gewinnen Nachrichten trotz 
aller Abwehrmaßnahmen, die England im Irak und in Trans- 
jordanien trifft, an Wahrſcheinlichkeit, die mit der Möglichkeit 
von Derhandlungen Englands mit Ibn Saud, zum mindeſten aber 


mit Derfuchen Englands rechnen, mit Ibn Saud zu einer fried- 
lichen Einigung zu kommen. Ob England hiermit ſeinerſeits Erfolg 
haben wird, läßt ſich nicht überſehen, wird aber im weſentlichen 
einmal von der weiteren Entwicklung der politiſchen Derhältniffe in 
Indien und Agypten, dann aber dor allen Dingen auch davon ab- 
hängen, wieweit Ibn Saud ſelbſt noch tatſächlicher Herr feiner 
Stämme ift. 


Die Beamtenhochſchulbewegung. 


Don Regierungsoberinſpektor Dipl, rer. pol. Artur Heffe. 


Mannigfache Impulſe greifen ineinander, entfachen fich und ſetzen 
ohne allzu große Mühe Ende 1919 als Schlußſtein einer friſchen, 
großartigen Bewegung die Berliner Verwaltungsakademie ins Leben. 
Die Bewegung überzieht das ganze Reich und führt zur Gründung 
weiterer Beamtenhochſchulen, von denen mittlerweile etwa 30 Doll- 
anſtalten nebſt Zweigſtellen vorhanden find. Sie find Schöpfungen 
deutſcher Berufsbeamten und zwar der des mittleren Dienſtes und 
hauptſächlich für diefe beſtimmt. Zweck der Akademien ift die all- 


gemein- und fachwiſſenſchaftliche Fortbildung der Beamten zur Hebung 


der Leiſtungsfähigkeit und wirtſchaftlichen Verwendbarkeit. 

Daß dieſe wiſſenſchaftliche Fortbildung gerade für die Beamten 
des mittleren Dienſtes von beſonderer Bedeutung iſt, hat ſeine 
Gründe. Die Beamten des unteren Dienſtes, die zum großen Teil 
eine manuelle Tätigkeit ausüben, bedürfen weniger einer wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Durchdringung des Geiſtes als die Beamten des mittleren 
Dienſtes, wenn es auch durchaus erwünſcht wäre, ihnen in weiteſtem 
Umfange die Kenntnis der Zuſammenhänge, in denen ſie ſtehen, 
zu vermitteln und vor allem ſtrebſamen Elementen die Bildungs⸗ 
möglichkeiten für den Aufſtieg zu ſchaffen. Andererſeits haben die 
Beamten des höheren Dienſtes, die meiſt über eine abgeſchloſſene 
atademifche Bildung verfügen, mehrfache Möglichkeit zur wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Vertiefung ihrer Kenntniffe. 

Die geiſtige Not, die der Krieg mit ſich gebracht hatte, löſte bei 
denen, die mit der Waffe gekämpft hatten, den Wunſch aus, nicht 
nur ihre vernachläſſigten Fachkenntniſſe aufzufriſchen, ſondern 
darüber hinaus fih ein Rüſtzeug für die Mitarbeit an den neuen 
Problemen, die in der Kriegs- und Nachkriegszeit entſtanden waren, 
zu verſchaffen. Das erforderte ſchon das dienſtliche Intereſſe. Das 
niedergebrochene Staatsweſen brauchte eben Höchſtleiſtungen feiner 
Organe, um ſich wieder aufrichten zu können. Sodann trat hinzu, 
daß die Entwicklung und Erſtarkung der Beamtenorganiſationen 
ein ſtärkeres Selbſtbewußtſein der einzelnen Beamten mit fih ge- 
bracht und eine geiſtige Umſtellung hervorgerufen hatte, die dahin 
trieb, den bisher als Schreiber — sub altero — behandelten 
Beamten des mittleren Dienſtes mehr Selbſtändigkeit und Mit- 
beteiligung an der Verantwortung einzuräumen. 

Auch bei den Verwaltungen ſetzte ſich damals allmählich die 
Erkenntnis durch, daß die reichen Kräfte, die in der Beamtenſchaft 
des mittleren Dienſtes enthalten waren, ungenutzt zu verkümmern 
drohten, den Staat ſomit um nützliche Dienſte und die 1 rt 
um jenen Teil der Arbeitsfreudigkeit brachten, der nur durch volle 
Freiheit in der Entfaltung der Fähigkeiten und durch gerechte 
Ausdehnung der Verantwortung erzielt wird. Demzufolge war man 
dazu übergegangen, minder wichtige Dienſtgeſchäfte an die jeweils 
niedrigeren Beamtengruppen abzutreten. B 

Der ſtärkſte Antrieb erwuchs der Beamténhohjdulbewegung 
aus der mit der Staatsumwälzung einſetzenden geiſtigen Evolution 
weiter nicht akademiſch gebildeter Kreiſe, die ſich einerſeits in der 
Gründung von Dolkshochſchulen, andererſeits in der gewaltigen 
Ausdehnung des Volksbühnengedankens bemerkbar machte. Hinzu 
trat noch, daß ſchon vorher der Reichskanzler von Bethmann 
Hollweg das von Scharnhorſt geprägte Wort „Freie Bahn dem 
Tüchtigen“ in das deutſche Volk geworfen hatte, das überall Wider⸗ 
hall fand, der ſich zu einer befonderen Stärke erhob, als die Nach⸗ 
kriegswirren im Staats- und Wirtſchaftsleben den Ruf nach 
Führern, nach Führerausleſe und -heranbildung zeitigten. Ferner 
wurde der Umſtand, daß nach der Staatsumwälzung eine nicht 
geringe Fahl von Beamten des mittleren Dienſtes in den höheren 
Dienſt eingerückt war, als Flammenzeichen einer neu hereinbrechenden 
Epoche aufgenommen. 

Aus allen dieſen Tatſachen und Hoffnungen ſind damals die 
Impulſe für eine begeiſterte Hörerfchar an den rajdy emporblühenden 
Derwaltungsakademien erwachſen. 

Saft durchweg haben die Univerſitäten meiſt gegen geringe Der- 
gütung ihre Räume zur Verfügung geſtellt. Univerſitätsprofeſſoren 
und höhere Beamte, ja ſelbſt namhafte Staatsmänner bilden die 
Lehrerkollegien. So reichen ſich Männer der Theorie und der Praxis 
die Hände, um gemeinſam den Beamten die Bildungsgüter der 
Nation zu vermitteln. 

Die Hörergebühren ſind erſchwinglich; dennoch werden ſie vielen 
Beamten bei der drückenden Wirtſchaftsnot ſchwer fallen, manchen 
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nicht möglich ſein. Um ſie auf der Stufe der Erſchwinglichkeit 
zu halten, helfen zahlreiche Beamtenorganiſationen mit laufenden 
Beiträgen. In den letzten Jahren unterſtützt auch die Reihs- 
regierung finanziell die Beamtenakademien. 

Der Lehrplan der Verwaltungsakademien zerfällt in drei Ge- 
biete der BRechtswiſſenſchaft, Wirtſchaftswiſſenſchaft und der 
Beamtenfachwiſſenſchaften. Hinſichtlich der Auffaſſung von der Er- 
füllung der Aufgaben unterſcheidet fih die Verwaltungsakademie 
von der Univerftät durch die Verſchiedenheit der Lehrmethode. 
Während die Univerſität jungen Leuten, die noch vor dem Eintritt 
in den Beruf und das praktiſche Leben jtehen, dieſen Eintritt durch 
Gewährung der erforderlichen Dor- und Ausbildung ermöglichen 
foll, hat die Verwaltungsakademie es mit Perſönlichkeiten gereiften 
Alters zu tun, die bereits eine längere Dienſtzeit hinter ſich haben, 
im Beruf erprobt ſind und ſo mit der Fähigkeit des Praktikers an 
den ihnen gebotenen Bildungsſtoff herantreten. Auch muß darauf 
Rückſicht genommen werden, aß die Hörer der Verwaltungs- 
akademien ihre Studien neben ihrem Dienſt betreiben. 

Beſondere Bedeutung haben die im Einvernehmen mit den ein⸗ 
zelnen Reſſorts abgehaltenen Vortagskurſe gewonnen, die fich meiftens 
auf eine Woche erſtrecken, und zu denen auch Hörer von außerhalb, 
die ſich zur Teilnahme freiwillig melden, unter Gewährung von 
Dergünftigungen ſeitens des einzelnen Keſſorts abgeordnet zu werden 
pflegen. Genannt feien hier Poſt-, Telegraphen⸗, Eifenbahn-, 
Kommunal-, Sozial- und Polizeiwiſſenſchaftliche Wochen, Kurſe für 
Verwaltungs-, Juſtiz⸗, Auslandsbeamte, für Miniſterialamtmänner, 
für Gefängnisweſen u. a. m. 

Um auch denjenigen Beamten, die nicht am Sitze einer Der- 
waltungsakademie amtlich tätig find, die Möglichkeit einer beruf- 
lichen Fortbildung zu eröffnen, finden immer mehr ſyſtematiſch auf- 
gebaute fachliche Ferienkurſe Eingang. 

An einzelnen Derwaltungsafademien find Arbeitsgemeinſchaften 
eingerichtet worden, die Gelegenheit bieten ſollen, die Beziehungen 
der Studierenden zu Dozenten und der Studierenden untereinander 
perſönlicher zu geſtalten und ungezwungener in Zeit und Ort den 
„ über wiſſenſchaftliche und Berufsfragen zu 
pflegen. 

Die Beamtenhochſchulen haben ſich in dem Reichsverband 
deutſcher Derwaltungsafademien zuſammengefunden, um gemeinſam 
die Wege und Ziele zu bereiten, die dem Wohle des Staates und 
der Beamtenſchaft dienen ſollen. 

Als ordnungsgemäßer Studiengang iſt ein ſechsſemeſtriges 
Studium vorgeſehen. Im allgemeinen erteilen alle Beamtenhoch⸗ 
ſchulen das Akademie⸗Studienzeugnis. Diefes beruht auf dem 
Grundſatz der Berufsbewährung und dient dem Nachweis, daß ſich 
der Beamte an der Derwaltungsakademie die Fähigkeit zu felb- 
ſtändiger Berufsarbeit auf wiſſenſchaftlicher Grundlage angeeignet 
hat. In einem Rundfchreiben des Reichsminiſters des Innern vom 
9. Auguſt 1926 (Reichsminiſterialblatt S. 967) werden die 
Behördenleiter gebeten, die Akademie⸗Studienzeugniſſe zu den 
Perſonalakten der betreffenden Beamten zu nehmen, damit ſie bei 
der Wertung der Berufsleiſtungen der Beamten mit berückſichtigt 
werden. Ferner iſt in dem Schreiben zum Ausdruck gebracht worden, 
daß die durch den Beſuch der en gefteigerten Leiſtungen 
im Beruf es zweckdienlich erſcheinen laſſen, die Inhaber der Feugniſſe 
auf entſprechenden ſchwierigen Dienſtpoſten zu beſchäftigen. Leider 
ift durch das Rundfchreiben die auf einer Entſchließung des Reihs- 
tags beruhende Forderung noch nicht anerkannt worden, wonach für 
die vorher gekennzeichneten Beamten Hilfsdezernate eingerichtet und 
ihnen die Vertretung von Leitern der Lokalbehörden und von 
Referenten in den Zentral- und Provinzialbehörden ermöglicht 
werden möchte. Von der Löſung der Aufſtiegsfrage wird nicht zuletzt 
die künftige Lebensfähigkeit der Beamtenhochſchulbewegung ab- 
hängen. f 

Die deutſche Beamtenhochſchulbewegung hat nicht nur die 
Feſtigung des Berufsbeamtentums in Deutſchland gefördert, ſondern 
auch die ſoziale und kulturelle Hebung weiter Beamtenſchichten. Sie 
iſt zu einem Werk geworden, das den Beamten fähig macht zu noch 
beſſerem Dienſt an der Allgemeinheit, zu noch beſſerem Dienſt am 
neuen Staat. 
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Die polniſch⸗litauiſchen Verhandlungen 
in Königsberg. 


Dor einem Jahre etwa erſchienen in Paris zwei Diſſertationen 
über die Wilnaer Frage. Die eine, von einem Polen verfaßt, wies 
nach, daß Polen mit Recht im Beſitz Wilnas ſei. Die zweite, 
deren Autor ein Litauer war, lieferte den Nachweis für die Recht⸗ 
mäßigkeit der litauiſchen Anſprüche auf Wilna. Dies zeigt, 
daß der Streit um Wilna eine Doktorfrage iſt, und nicht einmal 
eine eindeutig zu löſende. Machen die Litauer geltend, daß Wilna 
die hiftorifche Hauptſtadt Litauens fei und daß heute noch das Ab- 
kommen von Suwalki zu Recht beſtehe, das bei den Kämpfen mit 
polniſchen Truppen am 7. Gktober 1921 eine Demarkationslinie 
feſtſetzte, die Wilna bei Fitauen beließ, fo ſtützen fih die Polen 
darauf, daß der Beſchluß des Botſchafterrats vom 15. März 1923 
die damals tatſächlich beſtehende litauiſch⸗polniſche Grenze ana 
erkannte und damit die polniſche Souveränität über Wilna, das 
im übrigen eine polniſche Stadt und ein polniſches Kulturzentrum 
ſei. Unter dieſen Umſtänden ſcheint eine Einigung in dieſer Frage 
zwiſchen beiden Teilen nahezu ausgeſchloſſen, wie dies die jahre⸗ 
langen Dermittlungsverfuche des Dölkerbundsrates 1921 und 1922 
auch praktiſch gezeigt haben. 

Polen wäre zu einer Derftändigung mit Litauen gern bereit, 
denn es iſt ja im Beſitz Wilnas. Für Litauen dagegen iſt jede 
Entſpannung Polen gegenüber außerordentlich ſchwierig. Alle 
Verſuche, auch nur auf ganz begrenztem Gebiet, wie in der Frage 
der Schiffahrt auf dem Memelfluß, eine Derftändigung zu erzielen 
— worüber Polen und Litauen 1925 in Kopenhagen und Sugano 
verhandelten —, find daher bisher geſcheitert. Wohl aber gab es 
immer wieder Neibungen, Grenzkonflikte, beiderſeitige Minder⸗ 
heitsbeſchwerden, und im Berbjt 1927 ſchien die Lage fo drohend, 
daß der von Litauen angerufene Dölterbundsrat inter- 
venierte. Es gelang ihm, auf ſeiner Dezembertagung beide 
Parteien auf eine formelle Erklärung zu einigen, die die unmittel⸗ 
bare Kriegsgefahr bannte, und in der ihnen direkte Verhandlungen 
anempfohlen wurden. 

Nach mehrmonatigem, teilweiſe recht ſcharfem Notenwechſel 
wurden ſolche Verhandlungen am 50. März in Königs- 
berg aufgenommen. Welche Bedeutung dieſen Verhandlungen 
allenthalben beigemeſſen wurde, geht daraus hervor, daß auf 
polniſcher Seite der Außenminiſter Faleſki, auf litauiſcher der 
Miniſterpräſident Woldemaras die delegation führte, und 
daß zahlreiche in- und ausländiſche Preffevertreter aus dieſem An- 
laß nach Königsberg gekommen waren; die polniſch⸗litauiſchen 
Beziehungen und die nicht ungefährliche Wilnafrage ſind eben für 
die internationale Politik weit über die unmittelbar beteiligten 
Staaten hinaus von Wichtigkeit. Dabei war vorauszufehen, daß das 
poſitive Ergebnis der Verhandlungen gering fein würde. 
In den bis zum 2. April dauernden Königsberger Verhandlungen 
ſtieß man immer wieder auf die unlösbare Wilnaer Frage, die 
überdies von Litauen gefliſſentlich herangezogen wurde, ſo z. B. 
durch die Forderung von Entſchädigungen für die bei dem Einfall 
des Generals Feligowſki in das Wilnagebiet verurſachten Verluſte. 
Man gelangte ſchließlich nur zu dem Be chluß der Einſetzung dreier 
Kommiffionen, deren Dorfitende fih am 20. April in Berlin 
treffen ſollten. Vorausſichtlich werden die drei Kommiffionen in 
Berlin, Kowno und Warſchau tagen. j 

Beſagt dieſes Ergebnis auch nichts Pofitives, fo kann man 
doch damit zufrieden ſein. Bei der Schwierigkeit einer 
polniſch⸗litauiſchen Entſpannung iſt es ſchon ein Gewinn, wenn 
der Weg zu weiteren Verhandlungen offen bleibt und eine neuer⸗ 
liche Zufpigung der Be iehungen vermieden wird. Beſondere An- 
erkennung verdient Pr: die Haltung Königsbergs und der oſt⸗ 
preußiſchen Preſſe bei den Königsberger Verhandlungen. man 
hat in Oſtpreußen ſicherlich manchen Anlaß, mit Groll und Mif- 
trauen auf Litauen wie auf Polen zu blicken. Trotzdem hat man 
in Hönigsberg die auf deutſchem Boden als Gäſte verhandelnden 
Vertreter der beiden fremden Staaten — der erſte derartige Fall 
ſeit dem Kriege — würdig und freundlich empfangen, was ſeinen 
Eindruck auf die polniſchen und litauiſchen Diplomaten ſicherlich 
nicht verfehlt hat. 


Vatikan und Faſchismus. 


Der offenkundige Bruch zwiſchen dem Vatikan und der in 
Muſſolini verkörperten faſchiſtiſchen Partei kommt DE für viele 
genaue Beobachter politiſcher Vorgänge überraſchend. ahnte ſich 
doch allem Anſchein nach in den letzten Jahren zwiſchen Kurie und 
Staat ein erträglicheres Verhältnis an, als es ſeit der gewaltſamen 
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Beendigung der weltlichen Herrſchaft des Papſtes durch das neue 
Königreich des vereinigten Italien im Jahre 1871 je beſtanden hatte. 

Als die faſchiſtiſche Partei ihren Kampf gegen Demokratie und 
Freimaurerei mit allen Mitteln durchzuführen entſchloſſen war, 
fand fie in der katholiſchen Kirche einen natürlichen Verbündeten. 
Allerdings einen Verbündeten, der ſichtbare Beweiſe der Anerken⸗ 
nung für ſeine Unterſtützung verlangte. An dieſen Beweiſen 
hat es nicht gefehlt. Die Stellung der Kirche im Staat und Dolt 
wurde mächtig geſtärkt durch Wiedereinführung des katholiſchen 
Religionsunterrichts in den Schulen und durch Aufrichtung der 
katholiſchen Embleme an Stellen, wo der Staat fie früher verboten 
hatte. Würdenträger der Kurie nahmen an Feiern des faſchiſtiſchen 
Staates teil, bei denen ihnen alle Ehrenbezeugungen erwieſen wurden. 

Soweit waren beiden Parteien im Derfolg ihrer Intereſſen auf 
ihre Koſten gekommen. Nicht einmal die Verfolgung der katholiſchen 
Volkspartei und ihre ſchließliche Auflöſung infolge des faſchiſtiſchen 
Wahlgeſetzes von 1925 ſchien das Derhältnis zu trüben, denn die 
Kurie mußte nach außen hin den Anſchein aufrechterhalten, daß 
ſie in der italieniſchen Innenpolitik völlig neutral ſei. 

Und doch hatte man ſich von Außerlichkeiten täuſchen laſſen, 
wenn man glaubte, daß es bis zur Derföhnung zwiſchen Vatikan und 
Staat, der jetzt mit der faſchiſtiſchen Partei identiſch orden war, 
nur noch ein Schritt fei. Das zeigte fidh, ſowie Muſſolini die Zeit 
für reif hielt, um die Frage der endgültigen Auseinanderſetzung 
zwiſchen Kirche und Staat, d. h. Wiederherſtellung der päpſtlichen 
Souveränität in territorialer Hinſicht, anzuſchneiden. Die Diskuſſion, 
die mit Hilfe der Preſſe geführt wurde, ſcheiterte an den Forderungen 
des Vatikans, die mluſſolint kategoriſch als unannehmbar abwies. 
Anderes hatte der Vatikan vermutlich auch nicht erwartet. 

Die Uſurpation aller ſtaatlichen Einrichtungen, oder wenn man 
will, ihre Subſtituierung durch die faſchiſtiſche Partei konnte die 
Kirche nicht gleichgültig laſſen, um fo mehr, als die faſchiſtiſche Staats- 
doktrin ſich von dem katholiſchen Dogma der Gottgewolltheit aller 
irdiſchen Einrichtungen immer weiter entfernte. Der Vatikan 
weigerte fih beharrlich, im Faſchismus mehr als eine Partei an- 
zuerkennen, und es iſt begreiflich, daß er damit den wunden Punkt 
Muſſolinis traf. 

Drei Dinge haben dazu geführt, daß Vatikan und Muſſolini heute 
wieder Gegner ſind. Funächſt war es die Gefährdung der katholiſchen 
Jugend, die der Papſt darin ſah, daß der Faſchismus die Jugend 
bewußt im Geiſte einer pantheiſtiſchen Staatsidee erzog, in der der 
Staat an Stelle oder neben dem katholiſchen Dogma zur Gott- 
ähnlichkeit erhoben wurde. Gegen diefe Profanierung des Gottes 
begriffes hat der Papſt wiederholt Stellung genommen und der 
Kirche das Recht vorbehalten, ihre Ideale in katholiſchen Verbänden 
zu pflegen. Daß der Papſt ein offener Gegner — ſchon aus ſeiner 
internationalen Stellung heraus — jedes ultra⸗intranſigenten 
Nationalismus iſt, beweiſt zur Genüge ſein Vorgehen gegen die 
Action française, ein Vorgehen, welches ihm von feiten des 
Faſchismus ſofort als höchſt verdächtige Konnivenz zu den herr⸗ 
ſchenden radikalen, antiklerikalen Parteien Frankreichs ausgelegt 
wurde. 

Auch die Bildung einer neuen katholiſchen Partei in Italien, 
des nationalen Zentrums, hat die Gegenſätze verſchärft. Dieſes 
nationale Zentrum geht mit dem Faſchismus durch dick und dünn 
und ſtellte fih dadurch bewußt in Gegenſatz zum Vatikan, daß es 
wohl ſeinen Parteitag in Rom abhielt, es aber vermied, „in das 
Haus des Vaters“, den Vatikan, zu kommen. Dieſer Derftoß in- 
ſpirierte die ſowohl hiſtoriſch wie oratoriſch klaſſiſch zu nennende 
Anſprache des Papſtes an den Diözeſanvorſtand von Rom am 
25. März, in welcher er den n ee des nationalen 
Zentrums geißelte, dem faſchiſtiſchen Staat feine vielen Übergriffe 
gegen die kirchlichen Organiſationen vorhielt und ihm ex cathedra 
das Recht auf ein Monopol der Jugenderziehung beſtritt. 

Schließlich — und das ift für uns Deutſche erfreulich — ſpielt 
in dieſem offenen Konflikt die Frage des Religionsunterrichts in 
der Mutterſprache in Südtirol keine kleine Rolle. Es iſt bekannt, 
daß der Vatikan fich ſtets für diefe für die religiöfe Erziehung ent- 
ſcheidende Frage einai: hat. Man braucht nur an die Beſtrebungen 
des italieniſchen Fürſtbiſchofs von Trient zur Zeit der öſterreichiſchen 
Herrſchaft in Südtirol zu erinnern. Damals ſetzte der Vatikan mit 
vollem Erfolg feine Grundſätze durch. Heute ſteht er vor dem 
gleichen Problem, pr der zuſtändige Biſchof von Trient ift der 
gleiche, nur die Rollen find vertauſcht. Der Faſchismus verbietet den 
deutſchen Religionsunterricht in Südtirol, und dem Papſt bleibt 
nichts anderes als die Flucht in die Gffentlichkeit übrig, indem er 
in einer veröffentlichten Unterredung mit dem öſterreichiſchen 
Kardinal Piffl darauf hinweiſt, daß der Papſt nicht frei ſei und 
ſeine Lage ſich ſeit der Eroberung Roms nicht gebeſſert habe, d. h. 
daß er zwar völlig das Recht der Südtiroler auf Religionsunter- 
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richt in der Mutterfprahe anerkenne und fördere, den brutalen 
Methoden des Faſchismus gegenüber aber zur Ohnmacht verurteilt 
ſei. Er habe für Südtirol getan, was in ſeiner Macht ſtand, das 
Ergebnis ſei vorläufig gleich Null. 


Muſſolini vollzog den Bruch mit dem Vatikan, indem er kurzer⸗ 
hand den Befehl zur Auflöſung aller noch beſtehenden katholiſchen 
Jugendverbände gab. Die Folge hiervon iſt, daß die heranwachſende 
italienifche Jugend nur noch den faſchiſtiſchen Verbänden beitreten 
kann, in denen der „Mythos des Staates“ bewußt über das „Dogma 
der Dreieinigkeit“ geſtellt wird. Hatte Muſſolini durch ſein an⸗ 
fängliches Entgegenkommen gegenüber der Kirche ſich die Gefolg⸗ 
ſchaft der gläubigen Katholiken ſichern können, ſo wird er ſich jetzt 
die Sympathien eines großen Teils der katholiſchen Elternſchaft 
verſcherzt haben. Denn nach katholiſcher Lehre iſt die Idolatrie, die 
der Faſchismus mit dem Staatsbegriff treibt, dem verpönten Frei⸗ 
denkertum ziemlich nage verwandt. Muſſolini fühlt ſich ſtark genug, 
um mit dem Vatikan zu brechen, aber die Geſchichte der Kirche lehrt, 
daß die größere Geduld und der Dorteil des Zeitablaufs ſtets auf 
ihrer Seite geweſen find. 


Eine unverſtändliche Außerung Maſaryks. 


Der Präſident Mafaryf hat einem tſchechiſchen Schriftſteller 
eine Unterredung gewährt, die die tſchechiſchen Zeitungen ihrer 
Leſerſchaft gewiſſermaßen als Oſterbotſchaft mitgeteilt haben. In 
dieſer Unterredung hat fih der Präfident Maſaryk in gewohnter 
intereſſanter Weiſe über aktuelle Probleme der Innen⸗ und Außen⸗ 
politik geäußert. Uns intereſſieren aber an dieſer Stelle befonders 
die Bemerkungen, die er über die ſlawiſchen Völker gemacht hat. 
U. a. hat er gejagt: „Die flawifchen Völker, bis auf die Lauſitzer 
Serben, wurden durch den Weltkrieg befreit und vereinigt. Wir 
haben jetzt in Prag amtliche Vertreter der ſlawiſchen Staaten, wir 
haben einen polniſchen, jugoſlawiſchen und bulgariſchen Gefandten 
und in einem gewiſſen Sinne auch einen ruſſiſchen Vertreter.“ Wir 
wollen die nun folgenden, ficher auch ſehr bemerkenswerten Auße⸗ 
rungen des Präſidenten über die ſlawiſche Fuſammenarbeit iber- 
gehen. Nicht übergehen kann man aber die zitierte Außerung des 


Politiſches Jahrbuch 1927/1928. Unter Mitwirkung von Allekotte, 
Andre, Bell, Blum, Bornefeld⸗Ettmann, Brauns, Brüning, 
Deſſauer, Erſing, Eſſer, Gerig, Giesberts, v. Gusrard, Hofmann, 
Joos, Kaas, Kerp, Krone, Lammers, Rheinländer, Schetter, 
Stegerwald, Teuſch, Tremmel, Ulitzka, Weber, Wegmann bearbeitet 
und herausgegeben von Univerſitäts⸗Profeſſor Dr. Georg Schreiber, 
M. d. R., Münſter i. W. M.⸗Gladbach 1928, Volksvereins-Verlag. 
829 Seiten. 

Je mehr die deutſche Politik aus der Zeit großer grundſätzlicher 
Entſcheidungen innen- und außenpolitiſcher Art herauswächſt und 
je mehr fie in mühevoller ausdauernder Kleinarbeit um den 
Schickſalsweg des deutſchen Volksſtaates Schritt für Schritt ringt, 
deſto mehr wird es für den deutſchen Staatsbürger notwendig, ſich 
mit Fleiß und Sachlichkeit in die Details vielgeſtaltiger Parlaments- 
arbeit zu verſenken Aber bei der Fülle von Tagesereigniſſen wird 
es immer ſchwieriger, klare Entwicklungslinien zu erkennen und das 
weſentliche vom Unweſentlichen zu unterſcheiden. Und doch fordert 
das fortſchreitende Reifen des deutſchen Parlamentarismus, daß wir 
das politiſche Werturteil immer mehr der Sphäre des Gefühls und 
der Stimmung entrücken und es auf eine mit Einzelheiten vertraute 
Sachkenntnis aufbauen. In dieſem Fuſammenhang gewinnt eine 
angemeſſene parlamentariſche Berichterſtattung in der Form der 
Jahresbilanzen eine eminent ſtaatspolitiſche Bedeutung. 

Der kürzlich erſchienene dritte Band des von Prof. Dr. Schreiber, 
M. d. R., herausgegebenen Politiſchen Jahrbuches bietet eine ſolche 
Überficht über die Politik des Deutjchen Reiches während des Jahres 
1927 und der erſten Wochen 1928. Gegenwärtig wird dieſes Jahrbuch 
ſchon deshalb beſonders freudig begrüßt werden, weil der Abſchluß der 
Wahlperiode des Reichstags in erhöhtem Maße zum politiſchen Rück⸗ 
blick auffordert. Fuſammen mit den beiden Bänden 1925 und 1926 
umfaßt die Berichterſtattung der von Prof. Dr. Schreiber heraus- 
gegebenen Jahrbücher die geſamte Politik des letzten Reichstags. 

Der dritte Band iſt gegenüber ſeinen beiden Vorgängern nicht 
nur an Umfang gewachſen, ſondern auch die Geſtaltung des Stoffes, 
die unter dem Erlebnis praktiſcher Parlamentsarbeit geformt iſt, hat 
ohne Zweifel gewonnen. Insbeſondere find es die Nauptaufſätze, 
die in erſter Linie unſer Intereſſe wecken, ſo die Außenpolitik von 
Prof. Kaas, die Innen- und Kulturpolitit von Prof. Schreiber und 
die Finanz⸗ und Steuerpolitik von Dr. Brüning. Die übrigen 
Autoren behandeln Einzelfragen der verſchiedenſten Art, die in der 
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Präfidenten. Es muß doch mehr als Befremden verurſachen, daß 
dieſer geiſtig fo hochſtehende Herr, dem man auch in deutſchland 
viel Anerkennung und Hochachtung entgegenbringt, ſich in einer ſo 
auffallend exponierten Weiſe über eine Frage äußert, bei der der 
Staatspräſident der Tſchechoſlowakei in doppelter Hinficht ſich 
Zurückhaltung auferlegen müßte. Wenn Maſarpk erklärt, daß die 
Lauſitzer Serben, wie er unſere Wenden nennt, durch den Welt- 
krieg nicht befreit und vereinigt ſind, ſo ſoll das mit anderen 
Worten wohl heißen, daß ſie unterdrückt ſind. Dieſe Behauptung 
entſpricht aber gewiß nicht den Tatſachen, denn jeder unbefangene 
Kenner der Verhältniſſe wird zugeben müſſen, daß die Wenden fich 
weitgehender Freiheit erfreuen, indem ihnen auf politiſchem ſowie 
auf kulturellem und wirtſchaftlichem Gebiete alle Rechte eingeräumt 
ſind. Wenn nun darüber hinaus Extremiſten noch „Forderungen“ 
haben, ſo iſt der Verdacht nicht ganz unbegründet, daß dieſe nicht ſo 
ſehr unter den Wenden ſelbſt als vielmehr außerhalb des deutſchen 
Staatsgebietes aufgeſtellt werden. Wenn Präſident Maſaryk ſich die 
Seit nähme, fich genau über die Verhältniſſe zu unterrichten, fo würde 
er, da ihm ja der Sinn für hiſtoriſche Objektivität nicht abzuſprechen 
iſt, bald herausfinden, von wo dieſe ſogenannten wendiſchen Klagen 
herrühren. Aber ganz abgeſehen von den falſchen Vorausſetzungen, 
von denen Maſaryk ausgegangen ift, muß es ſchon aus grundſätz⸗ 
lichen Erwägungen merkwürdig berühren, daß gerade der Präſident 
der tſchechiſchen Republik, in der mehr als die Hälfte von Nicht- 
Tichechen bewohnt wird, in der ſeit Beſtehen des Staates die 
Deutſchen, Slowenen, Magparen, Ruthenen uſw. einen erbitterten 
Kampf um ihre nationalen Rechte führen, ſich berufen fühlt, für die 
Befreiung von etwa 100 000 Wenden einzutreten. Was würde man 
wohl in Prag ſagen, wenn der deutſche Reichspräſident, ſicherlich mit 
größerem Rechte, für die Befreiung der 5% Millionen Sudeten- 
deutſchen eintreten möchte? Wir wollen dem Herrn Präfidenten 
Maſarpk nicht nahetreten, aber wir können es nicht unterlaſſen, feſt⸗ 
zuſtellen, daß dieſe Außerungen mit der Weisheit und Würde des 
Präſidenten Maſarpk nicht recht vereinbar find. Jedenfalls tragen fie 
nicht dazu bei, die Freundſchaft zwiſchen dem Deutſchen Reich und 
der Tſchechoflowakei fo zu fördern, wie man es in vielen deutſchen 
und wahrſcheinlich auch in vernünftigen tſchechiſchen Kreifen im 
Intereſſe der freundlichen Zuſammenarbeit der Völker wünſcht. 


politik des letzten Jahres im Dordergrunde geſtanden haben, dabei 
ſei anerkennend hervorgehoben, daß faſt alle Arbeiten über den rein 
hiſtoriſchen Charakter hinaus verſuchen zu den Energiequellen der 
deutſchen Politik mit der ihr eigenen Lagerung kultureller, ſozialer 
und wirtſchaftlicher Triebkräfte vorzudringen. So werden einer 
politiſchen Motivlehre wertvolle Anregungen gegeben. 

Das Buch gewinnt ferner durch die Fülle des Quellenmaterials 
und zuverläſſiger Statiſtiken wie auch durch die Fortſetzung des 
bibliographiſchen überblicks, der in dieſem Jahre eine Bücherkunde 
der Deutſchdemokratiſchen Partei, der Deutſchen Volkspartei und 
der Wirtſchaftlichen Vereinigung enthält. P. 


Der Kampf um die Saar. Don Dr. Hans Siegfried Weber. 
Verlag der deutſchen Rundfhau G. m. b. B., Berlin. 192 S. 
Preis: geb. 6,50 M. 

Dieſes Buch ift ſehr zu begrüßen. Iſt es doch neben den knappen 
Studien des verdienten OGberlandesgerichtsrats Dr. Andres das 
einzige Werk, das die Geſchichte des Saargebiets unter hiſtoriſch⸗ 
politiſchem Geſichtspunkt darſtellt. Nur daß Weber auf noch 
breiterer Grundlage vorgeht und auf dieſe Weiſe die vorläufig wohl 
abſchließende hiſtoriſch⸗politiſche Monographie über die „Saarfrage* 
liefert. 

f Das Buch beweiſt, daß es in Wirklichkeit eine „Saarfrage“ 
überhaupt nicht gibt. Wohl ſchildert es die ewigen franzöſiſchen 
Manöver in Wort und Tat, das Saargebiet Deutſchland zu entreißen 
und Frankreich einzuverleiben, von den Reunionen Ludwigs 
an bis zu den brutal-fentimentalen Schachzügen Clemenceaus in 
Derfailles zur Einfangung Wilſons in die franzöfifchen Intereſſen. 
Aus jeder Seite dieſes Buches aber ſpricht der ferndeuifche Charakter 
der Saarbevölkerung. Mit Recht unterzieht Weber die Behandlung 
des Saargebietes in den Derfailler Friedensverhandlungen und feit- 
dem unter dem Regime des Völkerbundes einer ſcharfen Kritik. Iſt 
doch gerade das Schickſal des Saargebietes feit Verſailles bis in die 
jüngſte Zeit hinein einer der betrüblichſten Schatten im Bilde des 
Völkerbundes geweſen, doppelt betrüblich und der Völkerbundidee ab- 
träglich darum, weil auf und in dieſem Gebiet der Dölferbund- 
gedanke zum erſtenmal den Beweis für die Überlegenheit der rechts⸗ 
ſtaatlichen Völkerbundregierung über die Methoden der „Machtſtaat“⸗ 
Regierungen hätte erbringen können. Das ganze Syſtem der fran- 
zöſiſchen Durchdringungspolitik im Saargebiet (militäriſch, wirt⸗ 
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ſchaftlich, währungs-, zoll⸗ und ſchulpolitiſch) wird von Weber genau 
zerlegt. Die unbeirrte Treue und der ftahlharte Widerſtand der Saar⸗ 
bevölkerung heben ſich doppelt ſympathiſch von dieſer etwas düſteren 
Folie der franzöſiſchen Machtpolitik ab. Die Erörterung der mit der 
Bolksabſtimmung zuſammenhängenden juriſtiſchen und politiſchen 
Fragen bildet den Schluß des Buches. Hier iſt beſonders beachtens⸗ 
wert der Hinweis auf die „bewährte“ franzöſiſche Taktik der Teilung 
des Saargebietes. è 

Das mit verfchiedenen inſtruktiven Kartenſkizzen ausgeftattete 
Buch ift wiſſenſchaftlich gründlich und zugleich klar, flott und mit 
innerer Wärme geſchrieben. man merkt aus ſeinem Ton, daß Weber 
als Sohn des Saargebietes mit dem Herzen bei feiner Sache ift. Aus 
allen dieſen Gründen begrüßen wir dieſes Buch. Es iſt ein wichtiger 
Beitrag zu dem Werk des geiſtigen Kampfes, den unfer Volk feit 
Verſailles an ſeinen Grenzen führen muß. S. 


Kämpfe und Ziele, von Friedrich Ebert. Carl Reißner Verlag, 
Dresden, 407 S., geb. 8,50 M. 

Im Anſchluß an die beiden, im gleichen Verlag vor Jahres- 
friſt erſchienenen Bände von Friedrich Eberts Schriften, Aufzeich⸗ 
nungen und Reden erſcheint nunmehr dieſer dritte Band ſeiner 
Lebensdokumente. Während in den beiden erſten Bänden mehr der 
gereifte Staatsmann und Politiker zu uns ſprach, erſcheint hier 
vor uns der aufſtrebende, fih allmählich aus der Maffe heraus- 
arbeitende Politiker der Partei. So find hier hauptſächlich feine 
vielfachen Reden während ſeiner politiſchen Jugend⸗ und Lernzeit 
in Bremen geſammelt. Wir ſehen den Gaſtwirt, Redakteur und 
Arbeiterſekretär, der ſich allmählich durch raſtloſe Arbeit an ſich 
ſelbſt, unermüdliches Studium und durch öffentliche Praxis in der 
Bremer Bürgerſchaft ſo weit emporarbeitet, daß er im Jahre 1905 
als Sekretär in den Berliner Parteivorſtand berufen wird. 
Wundervoll, wie Emil Felden die Reife der Familie von Bremen 
nach Berlin und die erſten Taten Eberts im Parteivorſtand ſchildert. 
In keiner dieſer Phaſen verleugnet Ebert feine Herkunft und feine 
Ideale. Er lebt und dient der Arbeiterklaſſe. Aber er ſteht doch 
immer wieder irgendwie über die Sache. Er iſt nie radikal oder dema⸗ 
gogiſch, ſondern bei aller inneren Leidenſchaft doch beſonnen und 
auf praktiſche Arbeit bedacht. So kündet ſich auch ſchon in dieſen 
Seugniſſen des Parteipolitikers der übergreifende und produktiv 
ſtrebende Staatsmann an, der er ſchließlich wurde. 

Dem Buch ſind vorangeſtellt einige Bekenntniſſe politiſcher 
Freunde von Ebert und der Nachruf aus dem Munde Konrad 
Baeniſchs, der wohl eines der beiten literariſchen Porträts von 
Ebert bleibt. Als eine Art Anhang ſind am Schluß beigefügt eine 
Reihe anekdotiſcher und ſchildernder Erinnerungen an Ebert aus der 


Feder verſchiedener ſeiner Freunde. Die nunmehr vorliegende 
Sammlung von Eberts Werken verdient hohe Beachtung als 
hiſtoriſches und menſchliches Dokument unſrer Seit. S. 


Der Entwicklungsgang der theoretifchen Volkswirtſchaftslehre in 
Deutſchland. Don Bruno Schultz. Halberſtadt 1928, 
H. Meyers Buchdruckerei, 148 S., geb. 5.60. 

Der beſondere Wert dieſes ausgezeichneten Abriſſes einer Ge- 
ſchichte der Volkswirtſchaftslehre in Deutſchland liegt in der knapp 
und prägnant charakteriſierten Darſtellung der Entwicklungsphaſen 
und der fie beherrſchenden Lehrmeinungen und Wirtſchaftsauf⸗ 
faſſungen. Die gründliche und dabei doch auf das Verſtändnis eines 
breiteren Publikums zugeſchnittene Arbeit verbindet ſtrenge Wiſſen⸗ 
ſchaftlichkeit mit feſſelnder Anſchaulichkeit. Beſonderes Intereſſe 
verdienen die beiden letzten Kapitel, die ſich kritiſch mit dem heutigen 
Fuſtand der ökonomiſchen Wiſſenſchaft in Deutſchland auseinander⸗ 
ſetzen. Das Buch ift als ein zuverläſſiger und aufſchlußreicher 
Führer durch die Geſchichte der theoretiſchen Volkswirtſchafts lehre 
zu empfehlen. 


Anklage und Widerlegung, Taſchenbuch zur Kriegsſchuldfrage, heraus» 
gegeben von Hans Draeger. Verlag: Arbeitsausſchuß Deutſcher 
Verbände, Berlin NW, Schadowſtr. 2. 140 S. Preis 1,25 M. 


Dieſes Taſchenbuch ift außerordentlich praktiſch. Es enthält jo 
knapp als möglich und doch ausführlich genug den gegenwärtigen 
Stand der Auseinanderſetzung auf dem Gebiet der Schuldfrage am 
Kriege und im Kriege. Die Schrift zerfällt demgemäß in zwei Ub- 
ſchnitte: die Schuld am Kriege, die Schuld im Kriege. In dieſen 
beiden Gruppen werden die einzelnen Anklagen Punkt für Punkt 
wiedergegeben und zugleich widerlegt. Auf dieſe Weiſe entſteht ein 
ſehr verdienſtliches Kompendium, das jederzeit Auskunft gibt über 
Streitfragen, wie z. B. die Erſchießung der Miß Cavell, die Tor- 
pedierung der „Luſitania“, den Gaskrieg, die ruſſiſche Mobilmachung, 
die belgiſche Neutralität, die engliſchen Bündnisangebote uſw. Wer 
ſich über alle derartigen Fragen ſchnell, knapp und exakt unterrichten 
will, für den iſt dieſes Taſchenbuch ein glücklicher Griff. Vor allem 
der Dortragsredner und der Journaliſt werden mit Nutzen zu dieſem 
Buche greifen können, da es die Dinge alle auf den kürzeſten Nenner 
bringt und zugleich unter Benutzung der neuen großen Aften- 
publikation des Auswärtigen Amtes auch den neueſten Stand der 
Forſchung wiedergibt. Der Arbeitsausſchuß Deutſcher Verbände 
und fein geſchäftsführendes Vorſtandsmitglied Hans Draeger, als 
Herausgeber, haben fih mit dieſem Taſchenbuch unbedingt ein Ver- 
dienſt um die weitere ſachgemäße Aufklärung in der Uriegsſchuld⸗ 
frage erworben. 


Aachen / Von Ludwig Kuhnen, Beigeordneter. 


Aachen liegt in einem Talkeſſel, deffen Bergkranz fih nur gegen 
Südoſten ein wenig öffnet. Das Landſchaftsbild Aachens ift von iber- 
raſchender Schönheit und Mannigfaltigkeit; es wird durch die eigen- 

5 artigen geologi» 
ſchen Derhält- 
niſſe bedingt. Die 

Stadt Aachen 
kann auf eine 
hohe Vergangen ; 
heit zurück ⸗ 
blicken, wie nur 
wenige Städte 
diesſeits der Al- 
pen. Ihr Ent- 
ſtehen verliert 
fih in die Rö- 
merzeit hinein. 
Ihr Boden bil⸗ 
det mit den be⸗ 
nachbarten Ge- 
filden den Schau⸗ 
platz langwieri⸗ 
ger und gran- 

s famer Kämpfe 
der Welteroberer unter Cäſar mit den kriegeriſchen Eburonen, einem ger- 
maniſchen Stamm welcher die früher hier hauſenden Kelten nach dem 
Weſten zurückgedrängt und ſich an den nördlichen Ausläufern der 
Ardennen und der Eifel feſtgeſetzt hatte. 

Das Aachener Rathaus ift eine Schöpfung des 14. Jahrhunderts. 
Mit ſeinem Bau wurde im Jahre 1555 von dem Bürgermeiſter 
Ritter Gerhard Chorus begonnen. Das Rathaus iſt an der Stelle 
und auf den Trümmern eines Teiles der kaiſerlichen Pfalz Karls des 
Großen erbaut. Hauptzweck der Errichtung des Gebäudes war, einen 
ausreichenden und herrlichen Saal zu ſchaffen, in welchem die Kaifer 


bei den Krönungen und bei anderen Feſtlichkeiten ihre Gelage ab- 
halten konnten. Einzelne Teile des jetzigen Rathaufes find unzweifel⸗ 
haft leich der alten Pfalz Karls des Großen, beſonders weiſt eine 
Vergleichung des Mauerwerks der beiden Türme an den unteren 
Teilen eine nicht zu verkennende Übereinſtimmung mit der Mauer- 
konſtruktion des Gktogons des Münſters auf. Die Kaiſerkrönungen 
haben mit der Krönung Wenzels im Jahre 1575 begonnen und haben 
fih ſo fortgeſetzt bis zum Jahre 1551, wo Ferdinand I. die Kaifer- 
krone im Kaiferfaale zu Aachen empfing. Uns allen ift noch das 
Schillerſche Gedicht bekannt: „Zu Aachen in feiner Kaiferpradt, 
im altertümlichen Saale, ſaß König Rudolfs heilige Macht beim 
feſtlichen Krönungs mahle.“ 

Das Bad Aachen mit feinen heißen ſchwefelhaltigen Kochſalz⸗ 
quellen gar — den älteſten Bädern der Welt. Die Quellen, ſowohl 
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innerha 

Stadt Aachen 
wie innerhalb 
der früheren 
Stadt Burtſcheid, 
letztere ſeit 1897 
nach Aachen ein⸗ 
gemeindet, ha- 
ben teilweiſe eine 
Wärme von 77,5 
Grad. 

Bereits die 
Römer haben 
dieſe Bäder und 
warmen Quellen 
zu Heilzwecken 
benutzt. Die war- 
men Quellen von 
Aachen und Burt · 
ſcheid kommen 
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aus zwei parallel 
laufenden Kalf- 
zügen, die ſich 
von Südweſten 
nach Südoſten er⸗ 
ſtrecken, zutage. 
Bei beiden, dem 
Aachener ſowohl 
wie dem Burt⸗ 
ſcheider. Zuge, 
unterſcheidet 
man eine obere 
und eine untere 
Quellgruppe. 
Seit Jahrhun⸗ 
derten wird die 
Aachener Hur 
mit weltbekann⸗ 
ten Erfolgen vor 
allem gegen Rheumatismus, Gicht, Lähmung, UKnochenſchwund und 
deren Folgezuſtände verwandt. 

So bedeutſam Aachen in der Vergangenheit geweſen iſt, und ſo 
ſehr feſtſteht, daß Aachen einen alten kulturhiſtoriſchen Boden dar⸗ 
ſtellt, ſo ſicher iſt auch, daß die Stadt Aachen und ihre nähere 
Umgebung in der neueren Seit, zumal ſeit Kriegsausbruch 1914, 
außerordentlich gelitten hat und zurückgegangen iſt. Stadt⸗ und 
Regierungsbezirk Aachen find Grenzland nach Holland und Belgien 
hin. Nach dem Derfailler Vertrag wurden die beiden Kreife Eupen 
und Malmedy, die beide zum Regierungsbezirk Aachen gehörten, ab⸗ 
getrennt und nach Belgien geſchlagen. Eupen hatte 176, Malmedy 
815 qkm Flächeninhalt, alfo zuſammen wurden 989 qkm deutſcher 
Grund und Boden, der zum Regierungsbezirk Aachen gehörte und 
vor allen Dingen für die Stadt Aachen wichtiges Hinterland dar⸗ 
ſtellte, an Belgien abgetreten. Die belgiſche Grenze wurde dadurch 
bis kurz vor die Tore Aachens geſchoben. Nach Abtretung des 
Kreiſes Eupen z. B. bildet allein das Aachener Stadtgebiet auf 
18 km hin die Landesgrenze gegen Belgien. Ferner bilden der Land⸗ 
kreis Aachen, die Kreiſe Monſchau und Schleiden, alles Kreife des 
Regierungsbezirks Aachen, mit etwa 60 km Grenzlinie die Grenze 
gegen Belgien. Die Kreiſe Geilenkirchen, Heinsberg und Aachen⸗ 
Land bilden mit 120 km Landesgrenze gegen Holland, ſo daß der 


Poſtwagen am Nathaus 


Kriegsende von 


Regierungsbezirk Aachen mit 75 km an der belgiſchen und mit 
120 km an der holländiſchen Grenze gelegen iſt. 


Durch dieſe Grenzführung und die wirtſchaftlichen Beſtim⸗ 
mungen des Derfailler Vertrages iſt das Aachener Gebiet ſeines land⸗ 
wirtſchaftlichen Hinterlandes und eines großen Teiles feiner Abſatz⸗ 
gebiete beraubt worden. Dieſe Tatſache, ferner die Erſchwerungen 
und die Erforderniſſe der Beſatzung haben nicht nur zu den kata⸗ 
ftrophalen Wirtſchafts- und Wohnungsverhältniſſen des ganzen Ge- 
bietes beigetragen, ſondern auch das Bad Aachen in ſeiner Exiſtenz 
faſt vernichtet. 

Wie die Induſtrie und ihre Arbeiterſchaft unter all dieſen 
Dingen leiden, geht am beſten daraus hervor, daß in den letzten fünf 
Jahren etwa 57 große induftrielle Unternehmungen, Hüttenwerke, 
Bergwerke u. a. mit zuſammen 11 000 Arbeitern zum Erliegen ge⸗ 
bracht wurden; die Schließung weiterer Werke ſteht bevor. Die 
Erwerbsloſenziffer und im ZHuſammenhang damit die finanzielle Not⸗ 
lage der Gemeinden dieſes Grenzgebietes ſind infolgedeſſen unverhält⸗ 
nismäßig hoch. Im Gegenſatz dazu ſehen wir, wie im benachbarten 
holländifchen Grenzgebiet die induſtrielle und wirtſchaftliche Ent- 
wicklung mächtig emporblühen. Allein die holländiſche Grenzſtadt 
Heerlen ver⸗ 
mehrte ihre Ein⸗ 
wohnerzahl ſeit 


6000 auf 50 000. 
5000 deutſche 
Qualitäts arbei⸗ 
ter ſtedelten, der 
Not gehorchend, 
aus dem Aache⸗ 
ner Gebiet nach 
Holland über. 
Der Regierungs⸗ 
bezirkAachen mit 
feinen 635 000 

Einwohnern 
fieht diefer Wei- 
terentwicklung 
mit Sorge ent⸗ 
gegen. 
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46 Kartenbeigaben, 320 Seiten. Brosch. 8 Mk., Halbl. 10 ja 
i .Das neue Werk von Ziegler muß als eine außer- 112 Seiten. Halbleinen 3,60 Rm. 

er F gewöhnliche Leistung auf dem Gebiete der e .. . Unter den zahlreichen Thetorischen 

i lo- kilos Literatur betrachtet werden, in der man vergeblich nach | Schritten der letzten Jahre zeichnet sich dies Buch 

8 e und einem umfassenden, auch dem nicht vorgebildeten Leser | durch die zweckmäßige, auf eigener Erfahrung 

erhöhen. seinen Wert, der vor allem darin besteht, faßlichen Überblick über das ungeheure Gebiet der Welt- | beruhende Verarbeitung eines wissenschaftlichen 


daß man fast alle wi i politik gesucht hat. 1 Materials aus, das hier, in leicht faßlischer Form 
er daa Wahlen der antesten Bestimmungen „VOLKSWIRTSCHAFTLICHE BLÄTTER“ | petten nun’ ort für jeden werdenden Redner 
bier handlich und bequem beieinander hat ... Es ist nicht nur ein Handbuch für den lehrenden] praktisch verwendbar wird 

uf und handelnden Politiker, sondern die lebendige und „SÜDDEUTSCHER RUNDFUNK“ 


„GÖTTINGER ZEITUNG“ 


eindringliche Sprache, die durchgeführte Objektivität und 8 A x 
Gedrängte Darstell eine klar gegliederte Stoffülle eignen es auch in besonderer | - 518 5 ER mene zu * 0 
rene en barn Weise zum Handbuch aller Pädagogen, die im staats- | großsprecherischen Erzeugnissen wie: Wi 


sichtliche Anordnung des Stoffes macht es zu = i i ich in sechs Stunden ein fertiger Redner?, sondern 
i 0 terricht endwie mit den Fragen der A 9 
oe 1 Speziallexikon für jeden politisch er ek des nationalen und inter. laßt den 5 ae ren 
Nachschla ae WW nationalen Wirtschaftsleben zu tun haben. . eschicl aa 2 7 er gi 
T ZENTRALBLATT FÜR DIE GESAMTE UNTERRICHTS. | dieser Schule nur gedeihen kann. 3 
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KEIN FRÜHLING a7] | Romane der Welt. 
OHNE KAMERA! Den lilerariſchen Wert verb gen die Namen der 


Herausgeber: Thomas Mann und H. G. Scheffauer. 
Der Schlager des D. L. D. für 1928 


ar in 55 6e Base 55 
or: e Au un, 5 t, 
Dierfavben-Bildumfehläne von erſt — Ranieri 
Beste Klappkamera mit Marken-Anastig- 

mat1:4,5 in Varioverschluß, Lederbalgen, | 

Brillant- und Rahmensucher, Triebein- 


5 Tea Bine elne 3 

. Hu 5 n othaa 

PR astice Leblanc, Die Dale Anis den 8 
Stellung und 3 Metallkassetten in Tasche RM. 48.50 

Dieselbe Kamera in Ibsor- Verschluss. RM. 58.50 

Kamera in gleicher Ausführung jedoch mit 


At Melville, Tan 4. 6 
5 5. George Taitis” Ein Teufel ker) 
doppeltem Bodenauszug, Markenanastig- 
mat 14.5 in Ibsor-Verschluß. , . . . MM. 74.50 


6. Pio Baroja, Jahrmarkt der Geſcheiten / 7. Bern 
dto. in Compur- Verschluß ENT 84.50 


Shaw, Caſhel Byrons Beruf ie Maurice Leblanc, 
Die billige u. gute Schülerkamera: 


Die Inſel der 30 Särge / 9. Hikaire Belloc, Millionär 
wider Willen / 10. Viktor Slona, Whisty- Piraten / 
11. P. C. Wren, Drei Brüder / 12. Joſeph Herges- 
heimer, Tampico / 13. John Galsworthy, Jenie ts / 
14. Eugen Krieglſtein, Aus dem Lande der Bers 
dammten / 15. Zane Grey, Der Texasreiter 

16. ©. H. Adams, Zwei Frauen / 17. Herman Mel- 
ville, Omu / 18. P. G. Wodehoufe, Nimrods 
Tochter / 19, George Challis, Der Deſpot / 20. H. Du» 
puy-Mazuel, Der Schachſpieler / 21. A o Inſua, 
Weib, Torero und Stier / 22. Zane Grey, Der 


für Platten 4½ XK 6 mit Mattscheibe, 1 Me- Bünde nur Bünde nut a eng 8 Are 

tallkassette und guter Landschaftslinse RM. 6.— Bennett, Theater / 26. Eugen Arientftein, Zwifchen 
dto. für Platten 614% 9 RM. 8.50 M. 4.- monafl. Weiß und Gelb “ 97. P. 6. Wobehoufe, Gin 
für. Rollfilme 6X9 ee el) 53 Glücklicher 28. Herbert Wild, Der ſchlummernbe Rieſe. 


Ich liefere bei Bel von wenigſtens 
8 Bänden jede Beſtellung ſofort ohne 

jeden Teilzahlungszuſchlag gegen Monats- * 
zahlungen von nur » r M. Ko 


15 Bände gegen Monatszahlungen von nur M. 6.— 
25 Bände gegen Monatszahlungen von nur M. 10.— 


Buchhandlung F. Erdmann. dortmund, 
Möuchengang 1, Poſtfach 362. 
Beſtellſchein (gef. einſenden): Ich beſtelle hiermit 


laut JIuſerat in den „Heimatdienſt“ bei der Bude 
handlung F. Erdmann, Dortmund, Möndyengang 1: 


dto. mit Doppel: Objektiv und Rahmen- 
chr ne BE 10.50 
Klappkamera mit Spez.-Aplanat . . . . RM. 18.50 
dto. mit Anastigmat 888 E E 128.50 
Alle Marken Kameras und Zubehör sowie sämtlicher 
Photobedarf zu Originalpreisen stets am Lager. 


D. L. D.-Photobedarf anerkannt billig und gut! 
Prospekte kostenlos, Versand nach außerhalb schnellstens. 


Deutscher Lichtbild Dienst 


Romane der Welt, Bd. gegen bar — 
i monatliche Raten von M. . — die erfte 
Berlin W35 G. m. b. H. Potsdamer Str. 41 DACE Rate ift nachzunehmen. Eigentumsrecht vorbehalten, 
Postscheokkonto: Berlin 29798 J ENS 1 Erfüllungsort Dortmund. Prt, Datum: 
en Name, Stand: 
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rlef marken 
An- und Verkauf 
Aus w. ohne Kaufzw. 
g. Refer. Preisl. gratis 
Markenhaus Müller, 
Wittenberg, Bezirk Halle 


BRIEFMARKEN 
Preisliste für Sammler 
gratis. H. JASPER, 
FÜRTH-BY. 1 


Allerfeinste Oldenburger 


Tafelbutter 


a. hocherhitzt. Rahm, ver- 
sende tägl. frisch in Post- 
pak. v. 6 und 9 Pfd. Inhalt, 
in 1 oder 4% Pfä.-Stück 
verp., gegen Nachn. zum 

Tagespr. dir. an Private. 
Erste Butjadinger Molkerei - 
Gen. Rubwarden I8 (Oldbg.) 


Feinstes Tafel- 


Pflaumenmus 


wohlschmeekend u. gesund, 
garantiert rein, mit Zucker 
eingekocht. 10 Pfd.-Eimer, 
Postkolli 3,75 M., 25 Pfd. 
Bahnkolli 8,50 M., Fässer 
mit 35—140 Pfd. à Pfd. 
0,34 M., ff. Preißelbeeren 
mit Zucker, 10 Pfd.-Eimer 
6,— M., ff. Rübensaft, beste 
Qualität, 10Pfd.-Dose 3,15M. 
Preise ab hier, gegen Nachn. 
HEINR. ECKSTEIN Kon- 
servenfab./MagdeburgN.450 

direkt vom 


KASE, Hersteller. 


9 Pfd. rote Kugelkäse M. 3,80 
9 „ Tafelkäse,Stan. „ 4, — 
9 „ Tilsiterformkäse, 3,60 
Schnittfest, bestes Roh- 
material. Porto M, 1,—. 
Nichtgefl. retour. 


Käseschmelzwerk, 
Freibur&/Elbe 224. 


3 


klebt, leiml, kittel Alles 


DEUTSCHER WEIN 
ab M. 1,10 per Fl., fern. Rot- 
u. Südweine sow. Spirituos. 
Preisl. verl, W. Schmitgen, 

Berncastel 60, Mosel 


„BACCHUS" 
WEIN- 
SCHRÄNKE 


PREISLISTE 
GRATIS 
JOH, NIC. 
DEHLER 
COBURG 14 


A für Küchenausgabe M. 
0,60. B für alle andern 
Ausgaben des Lebens, M. 
0,60. Fast ein Jahr reichd. 
Zahlreiche Anerkennungen. 
Wertvoller Lesestoff über 
Erforschung und Gestaltung 
des Lebens: sechs ver- 
schiedene Werbehefte der 
Zeitschrift „Lebenslauf“ 
für M. 1,— (statt M. 3,30). 
Versand portofrei. Verlag 
E. Kummer, Starnberg bei 
München, Postscheckkonto 
München 32368 


Brunnen 
Abessinierbrunnen |P I AN OS 


durch tägl. einige Minuten Expander- Gymnastik. 


kann jeder sehr empfohlen. 


selbst aufstel- 
len. Manschet- 
ten u. Klappen 
sow. sämtliche 
Ersatzteile, für 


HARMONIUMS, neue, ge- 
brauchte, ohne Anzahlung. 
APOLLO-MUSIKHANDEL 
Berlin N 24,Friedrichstr. 114 
(Oranienburger Tor) 


vernickelt, Ia Saitenstahl. 


Sonderpreis mit 4 Federn } e Mk. 


rztlich 
Anerkannt erfolgreiches und billigstes 
Gerät zur Kräftigung der Körpermuskulatur. Apparate ft. 


4.15 
5.15 


„ , ” 
einschließlich illustrierter Übungstafel. 8/Tage zur Ansicht, 


alle Pumpen 14 Tage Ziel. Porto wird bei Lieferung erhoben. Er- 
passend, sofort Patente fallungsort B.-Baden. Viele Dankschreiben. Freiprospekt. 
lieferbar. 


Illustrierte Preisliste gratis. 
Pumpen- 
fabrik, Berlin N 300, Chaus- 


A. Schepmann, 


seestraße 88 


Nähmaschinen 


talog gratis. Näh- 
maschinenhaus Müller, 
Berlin10,Stalauer Str.33 


Neuheiten 


NICHT LÄNGER! 
TREIBEN SIE 


Benutzen Sie zum Einsei- 
en die „Gamma“ - Rasier- 
Massagebürste mit Gummi- 
Lamellen, sie gestaltet 
das Rasieren angenehm, 
schmerzfrei u. zeitsparend, 
selbst bei Verwendung ge- 
wöhnl. Waschseife D. R. 
G. M, D. R. P. u. Ausl.-P.a 
Preis 1 Gamma RM 2,50 
portofrei (Nachn. RM 2.50). 
A. Schmidt, Dresden-A, 1 
Annenstr. 10 
Postscheckkonto Dresden 
Nr. 28227 
Prospekt Nr. 10 frei. 


fast neu, 30,— M. an, 
5 Jahre Garantie, Ka- 


UÄLEN SIE SICH 


Erfinder 


(Fabrikanten). Neue Wege. 
Rat frei. Dr. Dörr, 
Berlin 61, Gitschiner Str. 4 


Photo-Apparate 
erstklassig, zu Fabrikprei- 
sen. Gratisliste verlangen 
Cart Grosser, Limbach 
(Sachsen) 39 


Die besten 


— 
für jeden Zweck 
M. Barth & Söhne 
Berlin W 36, Potsdamer 
Str. 122c. Tel. Lützow 8581 


EURO PA-SPULE 
Allwellenempfang, M. 3,—, 
Radioteile billigst.Schaltun- 
gen, Preisliste umsonst. 
Walter Gesche, Berlin N 65 


Graue Haare 
Haupt- oder Barthaare er- 
halten in ganz kurzer Zeit 
ihre Naturfarbe bestimmt 
ohne Haarfarbe waschecht 
wieder durch meinen ab- 
solut unschädlichen Haar- 
Regenerator Dr. Hummlet, 
Flasche Mk. 3. Doppel- 
flasche Mk. 4,75. III. Preis- 
liste gratis. HERMANN 
DELIN, Berlin 212, Belle- 
Alliance-Str. 82. Gegr. 1884 


Katzen- Kasten (Klos.) 


„Ideal 8 . 
ruchlos. Prosp. O frei A. 
Schmidt, Dresden - A. 1, 
Annenstraße 10. 


5-10 M. tägl. 
Verdienst 


durch leichte schriftliche 
Tätigkeit, bin Selbstver- 
geber. Verlag Meyer, Abt. 
Adressen, Düsseld.-Eller-10 


Feinstes Tafel 


Garant. rein, unübertr. i. 


PAUL SEIFERT, EXPANDER- 


APPARATE, 


Stottern 


(Sprechangst) heilt Prof, 
Rud, Denhardt's Anstalt, 
Eisenach. Th., Prosp. frei. 


und prächtige Blumen 
erzielen Sie durch bie 
Adlerſaat. Verlangen Sie 
ſofort toſtenfrei den nüs- 
lichen Katalog mit 300 
Abbildungen. Günftige 
Preiſe. Reiche Auswahl. 
Sorgfältige Bebienung. 


Adler & Co. 


Adlerſaat-Samenzucht 


Erfurt B 6 
- Pflaumenmus 


m Geschmack, Dankschr. 


und Nachbest. fortgesetzt. 


10-Pfund-Posteimer. . . » 


25-Pfund-Bahneimer. . 


10-Pfund-Posteimer. 
Tafel-Senfgurken 


Die 8-Pfund-Postdose. . 
Ab hier, unter Nachnahme 
Fritz Kleine, Magdeburg-Fr. 286 


BD.-BADEN 23 


Verschiedenes 


KREMP- 
JAGDGLÄSER 


6x32 Rm. 75,—, 8x26 Rm. 
65,—, 6 24 RU. 60= 
Liste frei. Kremp. Wetzlar 8 


Bier 


selbst zu 

brauen mit 
Hausbräu, 
einfach wie 
A Kaffee- 
kochen, Miß- 

9 lingen aus 

A| geschl. Gar. 
rein bay 

= Malz und 

Hopfen. Packung für 25Liter 
hell oder dunkel. M. 1.50. 
Eckhardt, Augsburg II, 
Ravenspurger Str. 12/79 


PIANOS 


prächtige, mod., tonschöne 
Instrumente, Güte bekannt, 
50,— Anzahlung, 30,— mo- 
natliche Abzahlung. Beamte 
auch ohne Anzahlung, 
Katalog kostenlos. 


Sachter u. Co., Berlin, 
Oranienburger Straße 43. 


1 
nehmen Sie bei Ihren 
Anfragen und Bestel- 
lungen Bezug auf den 
„Heimatdienst“ 


Abführmittel erzeugen Magen- und Darmkrehs, nur Stärkung der Magen- 
und Darmmuskulatur bringt Dauererlösung ohne Gefahr. 


Verstopfung seit Jugend geheilt! — 25 jähriges Magenleiden geheilt! 


Alwin Rath: Die Stufenzwischen 
krebsender Verdauung und Krebs 
sind wie oft nur ein Mantel, aus 
dem der mit dem Stundenglas allzu 
unerwartet und entsetzlich hervor- 
tritt! 7 
Hofrat Dr. med. C. Röse: Die 


— 
Halfte aller chron. Krankheiten be- 
ruht auf Verstopfung! Kl. Lebe- 
wesen, beim gesund. Menschen 


Universitätsprofessor Dr. F. 
K. . r.: 189 wog ich zu Beginn — 
heute 152! Die Körperkräfte aber 
haben zugenommen. Stuhl regel- 
mäßig. 
Freifrau v. B. .: Finde es herr- 
lich, so_einfa: ler Harnsäure, 
Kalke, Grieße usw. ohne Medika- 
mente ledig zu werden. 
Fritz Radusch, L.: Meine grau- 
gelbe Gesichtsfarbe hat sich ver- 
wandelt in eine gesunde, röt- 
liche. Ihre Anwendungen waren 
die billigsten. 


nur i. Dickdarm, dringen höher 
hinauf in den Dünndarm u. 
erzeugen dort giftige Stoſt- 4 
wechselpr., geh. i. d. Blut- 


> 


bahn u. verseuch. d. ganz. 


Körper. 


Geheimr. Brandes, 
E.: Meine Frau hat 
hartnäckige, seit Ju- 


gend besteh. 


trotz aller ange- 
wandten Mit= 
tel beängsti= 
gend gestei- 
gert hatte 

— selbst 
Klistiere 


Dr. med. Seiss: Den klaren Beweis für die einheitliche 
Ursache der versch. Leiden liefert der Erfolg, die Heilung, 
sobald das gemeinsame Grundleiden, die Verstopfung, 


durch Alwin Rath’s Brüder-Kuren behoben ist. 


Ver= 


stopfung, die sich 


/eiden 


stockung 


knien! Durch Alwin Rath’s 
medizinlose 


Nieren- una Leber- 


konnten mei- 
ne „Unheil= 
barkeit“ durch 
10 Jahre nicht heilen. 
Ich konnte nur noch 


Brüder Kuren 


bin ich noch errettet worden. Und 


das in kaum einem 


jahr: 
Clara Drömer, 


'ostscha! 


Hämorrhoiden 
Gicht, Rheuma 


Verstopfung 


säureausscheidung schon am 
Kopf klar, meine zerstreuten Gedanken fest. 


Prospekte an Heimatdienstleser ausnahmsweise kostenlos. 


Brüder-Verlag Letschin-Mark 887 


E. Bí., Flensburg: Kolik- 
anfälle bis zu 12 Stunden 


entzundung, 


ner ler, 


vier Jahre! 
Arzt und Professor! Der 
den Nierenstein holte, 
war Alwin Rath. 
Lehrer 
Dr.: 
Spezialärzte nicht 


Vier Jahre 


Junges, 
Leiden, die 


zwangen, bin ich 
los. Ischias vor 
allem! Schwin⸗ 
delanfälle !— 
Und mein 
alt. Magen- 
leiden. 


heuma schwand, Harn- 
Tag, der dumpfe gedruckte 
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Verantwortlich für den redaktionellen Teil gemäß Preffegefi 


Miniſterialrat Dr. Strahl, Berlin. — 
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